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Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode 1



Aufgaben und Zusammensetzung• der Kommission



1.1



Aufgaben der Kommission



Zu Beginn jeder Wahlperiode des Deutschen Bundestages beruft der Bundespräsident gemäß § 3 Absatz 2 Bundeswahlgesetz (BWG) eine unabhängige Wahlkreiskommission. Nach § 3 Absatz 3 BWG hat die Wahlkreiskommission die Aufgabe, über Änderungen der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet zu berichten und darzulegen, ob und welche Änderungen der Einteilung der Bundestagswahlkreise sie im Hinblick darauf für erforderlich hält. Die Kommission kann in ihrem Bericht auch aus anderen Gründen Änderungsvorschläge machen. Bei ihren Vorschlägen zur Wahlkreiseinteilung hat sie gemäß § 3 Absatz 1 BWG folgende Grundsätze zu beachten: 1. Die Ländergrenzen sind einzuhalten. 2. Die Zahl der Wahlkreise in den einzelnen Ländern muss deren Bevölkerungsanteil soweit wie möglich entsprechen. Sie wird mit demselben Berechnungsverfahren ermittelt, das nach § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 7 für die Verteilung der Sitze auf die Landeslisten angewandt wird. 3. Die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises soll von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht um mehr als 15 vom Hundert nach oben oder unten abweichen; beträgt die Abweichung mehr als 25 vom Hundert, ist eine Neuabgrenzung vorzunehmen. 4. Der Wahlkreis soll ein zusammenhängendes Gebiet bilden. 5. Die Grenzen der Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte sollen nach Möglichkeit eingehalten werden. Maßgebend für die Ermittlung der Bevölkerungszahl ist die deutsche Bevölkerung. Der Bericht der Wahlkreiskommission ist dem Bundesministerium des Innern innerhalb von 15 Monaten nach dem ersten Zusammentritt des Deutschen Bundestages zuzuleiten (§ 3 Absatz 4 BWG). Nach der konstituierenden Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 27. Oktober 2009 ist der Bericht für die 17. Wahlperiode demnach bis zum 27. Januar 2011 zu erstatten. 1.2
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Zusammensetzung der Kommission



Zu Mitgliedern der Wahlkreiskommission für die 17. Wahlperiode des Deutschen Bundestages wurden vom Bundespräsidenten am 2. Juni 2010 berufen: Ilse-Sabine Beck



Richterin am tungsgericht



Bundesverwal-



Helga Block



Ministerialdirigentin im Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes NordrheinWestfalen und zugleich Landeswahlleiterin



Roderich Egeler



Präsident des Statistischen Bundesamtes und zugleich Bundeswahlleiter



Christiane Friedrich



Ministerialrätin im Innenministerium des Landes BadenWürttemberg und zugleich Landeswahlleiterin



Wolfgang Hannappel



Ministerialdirigent im Hessischen Ministerium des Innern und für Sport und zugleich Landeswahlleiter



Doris Petersen-Goes



Abteilungsdirektorin im Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern und zugleich Landeswahlleiterin



Dr. Cornelius Thum



Ministerialrat im Bayerischen Staatsministerium des Innern



Die Kommission wählte in ihrer konstituierenden Sitzung am 2. Juni 2010 den Präsidenten des Statistischen Bundesamtes, Roderich Egeler, zu ihrem Vorsitzenden und den Ministerialdirigenten im Hessischen Ministerium des Innern und für Sport, Wolfgang Hannappel, zu ihrem stellvertretenden Vorsitzenden. Weitere Sitzungen fanden am 6. Juli, 13. Oktober und 7. Dezember 2010 statt. 1.3



Beteiligung anderer Institutionen



Das Bundesministerium des Innern war in der ersten und vierten Sitzung durch den Leiter des Wahlrechtsreferates im Bundesministerium des Innern, Herrn Ministerialrat Dr. Boehl, vertreten. An der zweiten Sitzung nahm Herr Regierungsrat Dr. Ehlers teil, bei der dritten Sitzung vertrat Herr Regierungsdirektor Franßen-Sanchez de la Cerda das Bundesministerium des Innern. Die Kommission hielt bei ihrer Arbeit Kontakt mit den Landesregierungen und deren für Wahlangelegenheiten zuständigen Beschäftigten. Jede Landesregierung hatte Gelegenheit, für ihr Land gegenüber der Kommission zur Wahlkreiseinteilung Stellung zu nehmen. Die Landesregierungen wurden gebeten, auch die Landesverbände der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien zu beteiligen. 2



Bevölkerungszahlen



Für die Überprüfung der Bevölkerungsentwicklung standen der Wahlkreiskommission Unterlagen der amtlichen Statistik über die auf der Grundlage der Ergebnisse der Volkszählung 1987 und der Daten des zentralen Einwohnerregisters der DDR fortgeschriebene deutsche Bevölkerung nach dem Stand am 31. Dezember 2009 auf Gemeindeebene zur Verfügung. Der Stand der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 ergibt sich für die 16 Länder aus der Tabelle in Anlage 5.1.1 (einschließlich der rechnerischen Verteilung der 299 Wahlkreise auf die Länder) sowie für die gegenwärtigen und vorgeschlage-
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nen Wahlkreise aus Anlage 5.4. Die Wahlkreiskommission hat sich darauf verständigt, dass die Jahresendzahlen allein die Grundlage für ihre Vorschläge bilden, da die unterjährigen Zahlen in einigen Ländern nicht die Einbürgerungen berücksichtigen und aus diesem Grund nicht in gleichem Maße valide sind. Die letzte vollständige Erhebung der amtlichen Einwohnerzahl für das frühere Bundesgebiet liegt 23 Jahre zurück; in der DDR wurde letztmals im Jahre 1981 eine Volkszählung durchgeführt. Aufgrund des Alters der den Bevölkerungszahlen zu Grunde liegenden Daten ist zu erwarten, dass die Bevölkerungszahl Deutschlands insgesamt überzeichnet ist. Die Auswirkungen werden jedoch von Region zu Region unterschiedlich, d. h. teils stärker, teils schwächer ausgeprägt sein. Der Stichtag für den aktuell anstehenden Zensus wurde auf den 9. Mai 2011 festgelegt. Soweit einige Landesregierungen eingewandt haben, dass ohnehin eine Überprüfung der Wahlkreiseinteilung auf der Grundlage der Ergebnisse des Zensus 2011 anstehe und daher eine Abweichung von der gesetzlich festgelegten Toleranzgrenze von ±15 Prozent auf der Grundlage der derzeit zur Verfügung stehenden Zahlen gerechtfertigt sei, folgt die Wahlkreiskommission dieser Argumentation nicht. Erste Ergebnisse des Zensus werden erst 18 Monate nach dem o. a. Stichtag, also im November 2012 vorliegen und daher für die Einteilung der Wahlkreise zur Bundestagswahl 2013 nicht mehr relevant sein. Dem gesetzlichen Auftrag folgend können daher für den Zuschnitt der Wahlkreise für die Wahl zum 18. Deut-



Land Baden-Württemberg



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



schen Bundestag nur die Zahlen der amtlichen Bevölkerungsfortschreibung die maßgebliche Grundlage bilden. Darüber hinaus können unter Zugrundelegung der bisherigen Bevölkerungsentwicklung in den Wahlkreisen (siehe hierzu Anlage 5.5) Tendenzen für künftige Entwicklungen als Hilfsargument herangezogen werden. Die aus dem Zensus 2011 gewonnenen Erkenntnisse werden erst zur Bundestagswahl 2017 zum Tragen kommen. Vergleichszahlen zum Stand der deutschen Bevölkerung in den Ländern am 31. März und 30. Juni 2010 und zur rechnerischen Verteilung der 299 Wahlkreise auf die 16 Länder nach diesen Zahlen sind nachrichtlich in den Anlagen 5.1.2 und 5.1.3 zusammengestellt. 3



Überprüfung der gegenwärtigen Wahlkreise



3.1



Bevölkerungsentwicklung



Zunächst hat sich die Kommission mit der Bevölkerungsentwicklung in den Ländern befasst, welche nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BWG die Grundlage für die Verteilung der 299 Wahlkreise auf die 16 Länder bildet. Gegenüber dem 31. Dezember 2006 (Grundlage für das Achtzehnte Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes) hat die deutsche Bevölkerung bis zum 31. Dezember 2009 um 387 650 Personen abgenommen. Die Veränderungen der Bevölkerungszahlen in den Ländern im Berichtszeitraum vom 31. Dezember 2006 bis zum 31. Dezember 2009 betragen:



Deutsche Bevölkerung am 31.12.2009



Ab- bzw. Zunahme gegenüber 31.12.2006 absolut



in Prozent



9 480 946



+ 13 404



+ 0,1



Bayern



11 346 304



+ 32 223



+ 0,3



Berlin



2 969 466



+ 38 082



+ 1,3



Brandenburg



2 446 621



– 34 838



– 1,4



578 445



– 1 387



– 0,2



Hamburg



1 534 853



+ 28 918



+ 1,9



Hessen



5 389 333



– 1 013



0,0



Mecklenburg-Vorpommern



1 612 879



– 41 358



– 2,5



Niedersachsen



7 406 139



– 45 830



– 0,6



16 003 993



– 110 328



– 0,7



3 706 222



– 33 733



– 0,9



Saarland



937 752



– 18 954



– 2,0



Sachsen



4 054 656



– 74 410



– 1,8



Sachsen-Anhalt



2 314 050



– 81 351



– 3,4



Schleswig-Holstein



2 687 425



+ 4 488



+ 0,2



Thüringen



2 202 259



– 61 563



– 2,7



74 671 343



– 387 650



– 0,5



Bremen



Nordrhein-Westfalen Rheinland-Pfalz



Bundesgebiet
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Gebietsstand



völkerungsanteil soweit wie möglich entsprechen. Damit will der Gesetzgeber sicherstellen, dass der Grundsatz der Wahlgleichheit und damit die gleiche Erfolgschance der Wählerstimmen gewahrt werden. Außerdem wirkt die Bestimmung dem Entstehen von Überhangmandaten aufgrund ungleicher Verteilung der Wahlkreise auf die Länder entgegen.



Dem Bericht liegt für die Beschreibung der vorgeschlagenen Wahlkreise – entsprechend dem jüngsten vorliegenden Bevölkerungsstand auf Gemeindeebene – der Gebietsstand am 31. Dezember 2009 zugrunde. Soweit seit der Bekanntmachung zur Wahlkreiseinteilung für die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag vom 5. August 2009 (BGBl. I S. 2687), welcher der Gebietsstand zum 30. Juni 2009 zugrunde lag, Wahlkreisgrenzen berührende Gebietsänderungen sowie kommunale Namensänderungen stattgefunden haben, sind diese in den Vorschlägen berücksichtigt.



§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BWG a. F. enthielt keine Vorgabe für ein bestimmtes Berechnungsverfahren zur Verteilung der Wahlkreise auf die Länder. Mit dem Gesetz zur Änderung des Wahl- und Abgeordnetenrechts vom 17. März 2008 (BGBl. I S. 394) hat der Gesetzgeber nunmehr durch Einfügung eines Satzes 2 bestimmt, dass auch bei der Verteilung der Wahlkreise auf die Länder das in § 6 Absatz 2 Satz 2 bis 7 BWG geregelte Berechnungsverfahren zu Grunde gelegt wird. Damit wurde sichergestellt, dass das Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte-Laguë/Schepers, das auf Grund der gleichzeitigen Neuregelung zu § 6 Absatz 2 BWG nunmehr für die Verteilung der Sitze auf die Landeslisten gilt, auch für die Wahlkreisverteilung Anwendung findet.



Da das die Neuordnung der Landkreise und kreisfreien Städte in Mecklenburg-Vorpommern regelnde Landkreisneuordnungsgesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBl. M-V S. 366) hinsichtlich der Einkreisung kreisfreier Städte erst mit Ablauf des 3. Septembers 2011 sowie hinsichtlich der Neugliederung der Landkreise am 4. September 2011 in Kraft treten wird, wurde die Neuordnung in die Beschreibung der vorgeschlagenen Wahlkreise nicht einbezogen. Bei den Überlegungen zur Neugliederung der Wahlkreise in Mecklenburg-Vorpommern war die Neuordnung aber maßgeblich. 4



Vorschläge der Kommission zur Änderung der Wahlkreiseinteilung



4.1



Vorschläge zur Verteilung der Wahlkreise auf die Länder



4.1.1



Grundsätze



4.1.2



Folgerungen



Nach diesem Berechnungsverfahren ergibt sich die folgende Verteilung der Wahlkreise auf die Länder:



Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BWG muss die Zahl der Wahlkreise in den einzelnen Ländern deren Be-



Deutsche Bevölkerung* am 31. Dezember 2009 sowie Verteilung der Wahlkreise auf die Länder – Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



Land



Schleswig-Holstein Mecklenburg-Vorpommern Hamburg Niedersachsen Bremen Brandenburg Sachsen-Anhalt Berlin Nordrhein-Westfalen Sachsen Hessen Thüringen Rheinland-Pfalz Bayern Baden-Württemberg Saarland



Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 Anzahl



%



2 687 425 1 612 879 1 534 853 7 406 139 578 445 2 446 621 2 314 050 2 969 466 16 003 993 4 054 656 5 389 333 2 202 259 3 706 222 11 346 304 9 480 946 937 752



3,6 2,2 2,1 9,9 0,8 3,3 3,1 4,0 21,4 5,4 7,2 2,9 5,0 15,2 12,7 1,3



Bundesgebiet 74 671 343 ____________ *) Fortgeschriebene deutsche Bevölkerung.



100



für die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag



Zahl der Wahlkreise nach der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 Divisor



11 7 6 30 2 10 9 12 64 16 21 9 15 45 38 4



249 737 =



299



X



ungerundet



10,761023 6,458312 6,145879 29,655762 2,316217 9,796793 9,265950 11,890376 64,083405 16,235708 21,580040 8,818315 14,840504 45,433024 37,963732 3,754959



X



gerundet



mehr



weniger



als bisher



11 6 6 30 2 10 9 12 64 16 22 9 15 45 38 4



– – – – – – – – – – 1 – – – – –



– 1 – – – – – – – – – – – – – –



299



1



1



Drucksache 17/4642



–6–



Nach dem Stand der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 verliert bei einer Verteilung der 299 Wahlkreise auf die 16 Länder nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte-Laguë/Schepers MecklenburgVorpommern einen Wahlkreis, während Hessen einen zusätzlichen Wahlkreis erhält. Danach entfallen auf Mecklenburg-Vorpommern 6 (statt bisher 7) und auf Hessen 22 (statt bisher 21) Wahlkreise. Sowohl nach den Bevölkerungszahlen vom 31. März 2010 als auch nach den jüngsten Bevölkerungszahlen vom 30. Juni 2010 (Anlagen 5.1.2 und 5.1.3) ergeben sich diesbezüglich keine Veränderungen. Die Wahlkreiskommission schlägt daher eine dementsprechend geänderte Verteilung der 299 Wahlkreise auf die 16 Länder vor, mit der die Zahl der Wahlkreise in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern und Hessen an ihren Anteil an der gesamten deutschen Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland angepasst wird. Dabei weist die Kommission ergänzend darauf hin, dass sich die Zahlen der deutschen Bevölkerung zum 31. Dezember 2009 in den betroffenen Ländern im Rahmen einer langjährig zu beobachtenden Entwicklung bewegen (vgl. Anlage 5.2). Die deutsche Bevölkerung hat in Mecklenburg-Vorpommern zwischen dem 31. Dezember 1999 und dem 31. Dezember 2009 kontinuierlich und nachhaltig abgenommen. Hessen verzeichnet in diesem Zeitraum bis 2004 eine Bevölkerungszunahme, seitdem eine Stagnation auf diesem Niveau. Im Zusammenspiel mit der Bevölkerungsentwicklung in den anderen Ländern und im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung ergibt sich daraus, dass Hessen unter Berücksichtigung der Auf- und Abrundungsregel des § 6 Absatz 2 Satz 3 BWG bei einem rechnerischen Anspruch auf 21,58 Wahlkreise einen zusätzlichen zweiundzwanzigsten Wahlkreis erhält, während Mecklenburg-Vorpommern bei einem rechnerischen Anspruch auf 6,45 Wahlkreise nur noch sechs statt derzeit sieben Wahlkreise zustehen (siehe hierzu auch Anlagen 5.3.1 und 5.3.2, die die Entwicklung der Wahlkreisansprüche in den Ländern seit 1999 zeigen). Die Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern hat zu dem errechneten Verlust eines Wahlkreises keine Einwände vorgetragen. 4.1.3



Nummerierung der Wahlkreise



Zur Verwaltungsvereinfachung und zum besseren Vergleich der Wahlkreise ist der Vorschlag für den neu zu bildenden Wahlkreis in Hessen mit der fortlaufenden Nummer (175) und dem Buchstaben a versehen. Die Auflösung des Wahlkreises in Mecklenburg-Vorpommern ist in der Nummerierung noch nicht fortgeschrieben worden. In Anlage 5.10 sind schließlich alle 299 Wahlkreise mit fortlaufenden Nummern und – teilweise neu vorgeschlagenen – Namen aufgeführt. 4.2



Abgrenzung der Wahlkreise in den Ländern



4.2.1



Grundsätze



Die in § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 BWG durch den Gesetzgeber festgelegten Grundsätze sind Prüfungs-
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maßstab für die von der Wahlkreiskommission anzustellenden Untersuchungen und Vorschläge für die Abgrenzung der Wahlkreise in den Ländern. Nach Nummer 3 soll die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht um mehr als 15 Prozent nach oben oder unten abweichen; beträgt die Abweichung mehr als 25 Prozent, ist eine Neuabgrenzung vorzunehmen. Diese Bestimmung dient – ebenso wie § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BWG – der Einhaltung der verfassungsrechtlichen Grundsätze der Wahlgleichheit im Sinne der Artikel 38 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz (GG) und der Chancengleichheit der politischen Parteien mit ihren Wahlbewerbern in den Wahlkreisen (Artikel 21 Absatz 1 i. V. m. Artikel 3 Absatz 1 GG). Nur wenn alle Wahlkreise in etwa dem Bundesdurchschnitt der deutschen Wohnbevölkerung entsprechen, haben die Erststimmen der Wahlberechtigten in den Wahlkreisen ungefähr gleiche Erfolgschancen. Gleiches gilt für die Wahlkreisbewerber, die nur bei annähernd gleich großen Wahlkreisen die gleichen Chancen zum Erwerb eines Direktmandats haben. Denn in kleineren Wahlkreisen können die Wahlkreisbewerber bei sonst gleichen Bedingungen schon mit weniger Wählerstimmen ein Direktmandat erlangen als Wahlbewerber in größeren Wahlkreisen. Entspricht die Zahl der Wahlkreise in den Ländern soweit wie möglich deren Anteil an der deutschen Bevölkerung und sind alle Wahlkreise im Rahmen des Machbaren bevölkerungsmäßig annähernd gleich groß, ist darüber hinaus die Möglichkeit des Anfallens von Überhangmandaten verringert. Nach den jüngsten bis auf Gemeindeebene zur Verfügung stehenden Bevölkerungszahlen (Stand: 31. Dezember 2009) beträgt die Abweichung vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise in 58 Wahlkreisen mehr als ± 15 Prozent; davon nähern sich 19 Wahlkreise der äußerstenfalls zulässigen Abweichung von ± 25 Prozent. Kein Wahlkreis überschreitet aber bereits derzeit diese gesetzlich zwingende Neueinteilungsgrenze (vgl. Anlage 5.4). Bei sämtlichen 58 Wahlkreisen, die nach dem Stand der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 eine Abweichung vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise von mehr als ± 15 Prozent aufweisen, wurde daher überprüft, ob jeweils eine Neueinteilung geboten erscheint. Dabei war auch zu untersuchen, ob im Einzelfall besondere im Hinblick auf den Grundsatz der Wahlgleichheit ausreichend gewichtige Gründe für eine Überschreitung der gesetzlichen Soll-Grenze von ± 15 Prozent vorliegen. Der Wahlkreiskommission erscheinen Abweichungen der deutschen Bevölkerung eines Wahlkreises von der durchschnittlichen Bevölkerung aller Wahlkreise um mehr als 15 Prozent nach oben oder unten im Einzelfall nach Abwägung der jeweils in Betracht kommenden Rahmenbedingungen insbesondere unter folgenden Gesichtspunkten gerechtfertigt: – Der Wahlkreis soll ein zusammenhängendes Gebiet bilden (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 BWG),
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– die Grenzen der Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte sollen nach Möglichkeit eingehalten werden (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 BWG). Neben diesen vom Gesetz vorgegebenen Grundsätzen können im Rahmen des dem Gesetzgeber nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Urteil vom 10. April 1997, BVerfGE 95, 335, 364; vgl. zuletzt Urteil vom 3. Juli 2008, BVerfGE 121, 266, 297) zustehenden gewissen Beurteilungsspielraums unter Beachtung der oben dargestellten Bedeutung des Grundsatzes der Wahlgleichheit auch noch – Aspekte der Wahrung regionaler Besonderheiten, – die längerfristige Bevölkerungsentwicklung sowie – die Kontinuität der Wahlkreiseinteilung Berücksichtigung finden. Dabei ist die Wahlkreiskommission der Auffassung, dass die Gründe für ein Tolerieren einer Abweichung der deutschen Bevölkerung eines Wahlkreises vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise um mehr als ± 15 Prozent umso gewichtiger sein müssen, je mehr sich diese Abweichung der gesetzlich zwingenden Neueinteilungsgrenze von ± 25 Prozent nähert. Hierbei darf die 25 Prozent-Grenze nicht nach Belieben ausgeschöpft werden, sondern es müssen im Einzelfall besondere, sachlich fundierte Gründe vorliegen, um ein Abgehen von der 15 Prozent-Toleranzgrenze rechtfertigen zu können.



Umfang der vorgeschlagenen Wahlkreisänderungen insgesamt). Die Vorschläge der Kommission führen dazu, dass in vier Wahlkreisen (56 Bremen II – Bremerhaven, 116 Duisburg I, 229 Passau und 266 Neckar-Zaber), die nach ihrem gegenwärtigen Wahlkreiszuschnitt die gesetzliche Toleranzgrenze von ± 15 Prozent nicht überschreiten, der jeweilige Abweichungswert danach mehr als 15 Prozent nach oben oder unten vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise betragen würde. Diese Überschreitungen der gesetzlichen Soll-Grenze erscheinen der Kommission nach Abwägung der jeweils im Einzelfall in Betracht kommenden Rahmenbedingungen hinnehmbar, da die vorgeschlagenen Neuabgrenzungen der Wahlkreise 55 Bremen I, 117 Duisburg II, 227 Deggendorf und 267 Heilbronn erforderlich sind, um besonders hohe und in der Tendenz weiterhin steigende Abweichungswerte zu vermindern (vgl. die Vorschläge im Einzelnen nachfolgend in den Ländern Bremen, Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg). Im Übrigen unterbreitet die Kommission keine Änderungsvorschläge, da nach umfassender Abwägung im Einzelfall gewichtige Gründe für eine Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze von ± 15 Prozent bestehen. Insgesamt verbleiben nach den Vorschlägen der Kommission noch 35 Wahlkreise mit einer Abweichung der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 vom Bundesdurchschnitt um 15 Prozent und mehr (vgl. Anlage 5.6).



In diesem Zusammenhang weist die Wahlkreiskommission auch auf die Ausführungen über die Wahlkreiseinteilung in dem Bericht der OSZE/ODIHR-Wahlbewertungskommission vom 14. Dezember 2009 über die Wahl zum Deutschen Bundestag am 27. September 2009 (http:// www.osce.org/documents/odihr-el/2009/12/42097_de.pdf, Seite 7 des Berichts) hin. Die Wahlbewertungskommission hat – insbesondere unter Hinweis auf die um mehr als 20 Prozent vom bundesdeutschen Durchschnitt abweichenden Wahlkreise – im Rahmen der Anwendung des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BWG angeregt, „die Übereinstimmung des Wahlkreisplans mit den Forderungen des Bundeswahlgesetzes, mit der Umsetzung des Prinzips der Gleichheit der Wahl gemäß Artikel 38 Absatz 1 GG und mit den OSZE-Verpflichtungen zu verbessern“.



Die Wahlkreiskommission hat die Stellungnahmen der Landesregierungen und der Landesverbände der im Deutschen Bundestag vertretenen politischen Parteien zu ihren Vorschlägen erörtert und ist für die einzelnen Wahlkreise nach Würdigung der vorgetragenen Gesichtspunkte sowie umfassender Abwägungen der jeweils in Betracht kommenden Rahmenbedingungen unter Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung zu folgenden Ergebnissen gelangt (Einzelheiten vgl. Anlagen 5.8 und 5.9):



260



Böblingen



+ 22,3 %



4.2.2



261



Esslingen



– 17,9 %



267



Heilbronn



+ 20,8 %



286



Schwarzwald-Baar



– 17,9 %



292



Biberach



– 18,1 %



293



Bodensee



– 17,1 %



Folgerungen



Die Kommission schlägt auf der Grundlage dieser Überlegungen sowie im Zusammenhang mit dem Zuwachs bzw. Verlust eines Wahlkreises in den Ländern Hessen und Mecklenburg-Vorpommern für 35 der 58 Wahlkreise, die um mehr als 15 Prozent nach oben oder unten vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise abweichen, Änderungen vor, um eine gleichmäßigere Bevölkerungsgröße in den Wahlkreisen zu erreichen und – in Einzelfällen – die Gefahr einer Überschreitung der gesetzlich zwingenden Neueinteilungsgrenze von ± 25 Prozent zur nächsten Wahl auszuschließen (siehe Anlage 5.7 zum



4.2.2.1 Baden-Württemberg Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Baden-Württemberg um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab:



Die Wahlkreiskommission schlägt folgenden Neuzuschnitt der Wahlkreise 260 Böblingen und 267 Heilbronn vor, um die Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze in diesen Wahlkreisen zu vermindern:
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– Wahlkreis 260 Böblingen Der Wahlkreis 260 Böblingen könnte verkleinert werden, indem die Gemeinden Schönaich und Weil im Schönbuch in den Wahlkreis 262 Nürtingen (derzeitige Abweichung: + 1,1 Prozent) verlagert werden. Durch diese Umsetzung würde sich der Abweichungswert des Wahlkreises 260 Böblingen auf + 15,5 Prozent reduzieren, der Abweichungswert im Wahlkreis 262 Nürtingen würde auf + 8,0 Prozent steigen. Angesichts des gegenwärtigen Abweichungswerts von + 22,3 Prozent und dessen zu erwartendem weiteren Anstieg hält die Wahlkreiskommission die vorgeschlagene Neuabgrenzung für sachgerecht. Dass der Wahlkreis 260 Böblingen auch nach der befürworteten Umgliederung mit + 15,5 Prozent geringfügig die gesetzliche Toleranzgrenze überschreitet, kann in Kauf genommen werden, um tiefere Einschnitte in die gegenwärtige Wahlkreiseinteilung zu vermeiden. Die Landesregierung Baden-Württemberg lehnt diesen Kommissionsvorschlag ab, weil die Abweichung im Jahr 2009 lediglich noch um 0,2 Prozentpunkte zugenommen habe. Es könne kaum damit gerechnet werden, dass die 25 Prozent-Grenze bei der weiteren Bevölkerungsentwicklung erreicht werde. Unter dem Gesichtspunkt der Wahlkreiskontinuität, der kurzen Zeitspanne seit der gesetzlichen Änderung für die vorletzte Bundestagswahl sowie der Orientierung der Schönbuchgemeinden in den Raum Böblingen werde es noch für vertretbar erachtet, den Wahlkreis 260 Böblingen jetzt nicht zu ändern. Die Wahlkreiskommission hält an ihrem Vorschlag fest, den Wahlkreis 260 Böblingen weiter zu verkleinern. Die Bevölkerungszahl im Wahlkreis 260 Böblingen hat zwar seit dem 31. Dezember 2008 leicht abgenommen, gleichwohl ist der Abweichungswert weiter angestiegen, weil die Zahl der deutschen Bevölkerung insgesamt stärker zurückgegangen ist (siehe Anlage 5.5). Darüber hinaus hat die Verlagerung der Gemeinden Steinenbronn und Waldenbuch den Abweichungswert im Wahlkreis nicht dauerhaft gesenkt. Der Gesichtpunkt der Wahlkreiskontinuität ist nach Auffassung der Wahlkreiskommission gegenüber dem gleichen Gewicht der Wählerstimmen und den gleichen Erfolgschancen der Wahlbewerber und damit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleichheit der Wahl von nachgeordneter Bedeutung. – Wahlkreis 267 Heilbronn Der Wahlkreis 267 Heilbronn könnte zugunsten des südlich angrenzenden Wahlkreises 266 Neckar-Zaber (+ 10,9 Prozent) reduziert werden. Die Grenzen beider Wahlkreise entsprechen nicht den Landkreisgrenzen und nur zum Teil den Grenzen der Landtagswahlkreise. Für eine Verlagerung in den Wahlkreis 266 Neckar-Zaber kommen die Gemeinden Schwaigern und Massenbachhausen in Betracht. Der Wahlkreis 267 Heilbronn hätte dann einen Abweichungswert von + 15,6 Prozent und der Wahlkreis 266 Neckar-Zaber einen Abweichungswert von + 16,2 Prozent.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Angesichts des gegenwärtigen Abweichungswerts von + 20,8 Prozent und dessen zu erwartendem weiteren Anstieg hält die Wahlkreiskommission die vorgeschlagene Neuabgrenzung für sachgerecht. Dass beide Wahlkreise auch nach der befürworteten Neugliederung mit + 15,6 Prozent und + 16,2 Prozent geringfügig die gesetzliche Toleranzgrenze überschreiten, kann in Kauf genommen werden, um tiefere Einschnitte in die gegenwärtige Wahlkreiseinteilung zu vermeiden. Die Landesregierung lehnt den Kommissionsvorschlag ab, weil die Abweichung im Jahr 2009 lediglich noch um 0,1 Prozentpunkte zugenommen habe. Es könne kaum damit gerechnet werden, dass die 25 Prozent-Grenze bei der weiteren Bevölkerungsentwicklung erreicht werde. Unter dem Gesichtspunkt der Wahlkreiskontinuität, der kurzen Zeitspanne seit der gesetzlichen Änderung für die vorletzte Bundestagswahl sowie der Orientierung der Gemeinden Schwaigern und Massenbachhausen in den Raum Heilbronn/Eppingen werde es für vertretbar erachtet, den Wahlkreis 267 Heilbronn jetzt nicht zu ändern. Die Wahlkreiskommission hält ihren Vorschlag aus denselben Gründen, wie sie für den Wahlkreis 260 Böblingen gelten, weiter aufrecht, weil auch im Wahlkreis 267 Heilbronn die Bevölkerungsentwicklung hinter dem Rückgang der deutschen Bevölkerung insgesamt zurückbleibt (siehe Anlage 5.5) und die Verlagerung der Gemeinde Leingarten im Jahr 2005 den Wahlkreis nicht dauerhaft entlastet hat.



– Wahlkreise 261 Esslingen, 286 Schwarzwald-Baar, 292 Biberach und 293 Bodensee Für die Wahlkreise 261 Esslingen, 286 SchwarzwaldBaar, 292 Biberach und 293 Bodensee sieht die Wahlkreiskommission in Übereinstimmung mit der Landesregierung von Änderungsvorschlägen ab, da die Abweichungswerte insbesondere aus folgenden Gründen derzeit hingenommen werden können: – Im Wahlkreis 261 Esslingen nimmt die deutsche Bevölkerung stetig zu und ist der Abweichungswert seit dem 31. Dezember 2006 um 0,9 Prozentpunkte gesunken. – Im Wahlkreis 286 Schwarzwald-Baar ist die Abweichung zunächst langsam aber stetig zurückgegangen und hält sich seit dem Jahr 2003 im Wesentlichen auf demselben Stand. Darüber hinaus würde ein Ausgleich mit dem Wahlkreis 285 Rottweil-Tuttlingen Landkreisgrenzen durchschneiden. – Die Wahlkreise 292 Biberach und 293 Bodensee wurden erst in der 16. Wahlperiode im Zusammenhang mit der Zuteilung eines 38. Wahlkreises an Baden-Württemberg neu zugeschnitten. Erwartungsgemäß haben sich die dabei vom Gesetzgeber in Kauf genommenen Abweichungswerte in den letzten drei Jahren um 0,4 bzw. 1,0 Prozentpunkte bereits reduziert. Hier sollte die weitere Bevölkerungsentwicklung abgewartet werden.



9,9



279



2,5



272



-3,6



290



22,3



260



2,8



265



20,8



267



-7,8



-6,0



258



-0,9



1,1



262



-17,9



261



9,2



264



-12,3



269



Bundeslandgrenze Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009 Land- und Stadtkreisgrenzen



289



259



10,9



266



2,5



279 9,9



272



Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag



0,6



280



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag umgesetzte Gemeinden bzw. Gemeindeteile



-11,5



263



11,2



268



-5,3



278



290 -3,6



2,8



265



260 15,5



15,6



267



-7,8



-6,0



258



8,0



9,2



264



-12,3



269



-11,5



263



© Statistisches Bundesamt Wiesb ad en Verwaltu ngsgrenzen : © Bu ndesamt für Kartographie u nd Geodäsie



Gebietsstand : 31.1 2.2009



-17,9



261 262 289 -0,9



259



16,2



266



11,2



268



–9–



Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009



0,6



280



-5,3



278



Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Baden-Württemberg Ausschnitt für WK 266 und 267 sowie 260 und 262
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4.2.2.2 Bayern Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Freistaates Bayern um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 213



Altötting



– 18,5 %



216



Fürstenfeldbruck



+ 22,9 %



217



Ingolstadt



+ 23,6 %,



222



München-Land



+ 15,2 %



224



Starnberg



+ 23,9 %



226



Weilheim



+ 23,5 %



227



Deggendorf



– 24,4 %



228



Landshut



+ 21,4 %



230



Rottal-Inn



– 21,1 %



231



Straubing



– 16,2 %



233



Regensburg



+ 18,3 %



235



Weiden



– 17,0 %



237



Bayreuth



– 21,7 %



238



Coburg



– 23,2 %



239



Hof



– 15,2 %



240



Kulmbach



– 16,8 %



241



Ansbach



+ 18,3 %



243



Fürth



+ 21,2 %



253



Augsburg-Land



+ 19,4 %



257



Ostallgäu



+ 18,4 %



Die Wahlkreiskommission schlägt für den Freistaat Bayern Veränderungen der Wahlkreiseinteilung vor. Die derzeitigen Abweichungswerte liegen in zehn der betroffenen Wahlkreise über ± 21 Prozent. Bayern hat damit die meisten und höchsten Abweichungen im bundesweiten Vergleich. Unter Beachtung des durch die gesetzlichen Vorgaben des § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BWG konkretisierten Grundsatzes der Wahlgleichheit (vgl. oben zu 4.2.1) besteht daher aus Sicht der Wahlkreiskommission dringender Handlungsbedarf. Zudem kann angesichts der Bevölkerungsentwicklung in den letzten Jahren zumindest in fünf der o. g. Wahlkreise (nämlich in 216 Fürstenfeldbruck, 217 Ingolstadt, 224 Starnberg, 226 Weilheim und 227 Deggendorf) eine Überschreitung der ± 25 Prozent-Grenze bis zur nächsten Bundestagswahl nicht mehr ausgeschlossen werden. Die zunehmende Zahl an Wahlkreisen mit hohen Abweichungswerten resultiert neben den Bevölkerungsentwicklungen in den Wahlkreisen aus der Tatsache, dass letztmals in der 15. Wahlperiode (2002 bis 2005) Änderungen in der Wahlkreiseinteilung in Bayern vorgenommen wurden. Bayern erhielt damals einen Wahlkreis (214 Erding – Ebersberg) hinzu. Hierzu wurden vier Wahlkreise umstrukturiert. Die Änderungsvorschläge der Wahlkreis-
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kommission für einen Neuzuschnitt der Wahlkreise Ingolstadt, Weilheim und Deggendorf wurden seinerzeit nicht und im Wahlkreis Starnberg nur teilweise umgesetzt. In der 16. Wahlperiode (2005 bis 2009) wurden keine Anpassungen vorgenommen. In den o. g. Wahlkreisen haben sich die Abweichungen seit 31. Dezember 2006 so erhöht (im Wahlkreis 217 Ingolstadt um 1,9, im Wahlkreis 224 Starnberg um 1,7, im Wahlkreis 226 Weilheim um 1,4 und im Wahlkreis 227 Deggendorf um 0,4 Prozentpunkte), dass bis zur nächsten Bundestagswahl eine Überschreitung der gesetzlich zwingenden Grenze von ± 25 Prozent nicht ausgeschlossen werden kann. Im Wahlkreis 216 Fürstenfeldbruck stieg die Abweichung seit dem 31. Dezember 2006 sogar um 2,9 Prozentpunkte auf + 22,9 Prozent, sodass auch hier ein entsprechender Änderungsbedarf besteht. Verschiebung eines Wahlkreises von Oberfranken nach Oberbayern Die Wahlkreiskommission spricht sich dafür aus, insbesondere im Hinblick auf die demographische Entwicklung und die damit einhergehend kontinuierlich steigenden Abweichungswerte (siehe Anlage 5.5) – einerseits im Südwesten von Oberbayern mit mehreren Wahlkreisen mit hohen positiven Abweichungswerten und andererseits in Oberfranken mit insgesamt fünf Wahlkreisen mit durchweg negativen Abweichungswerten – als längerfristige Lösung vorzuschlagen, einen weiteren Wahlkreis in Oberbayern zu bilden und dafür in Oberfranken nicht mehr fünf, sondern nur noch vier Wahlkreise vorzusehen. Die Verschiebung eines Wahlkreises von Oberfranken nach Oberbayern würde dem Umstand Rechnung tragen, dass aufgrund der demographischen Entwicklung die Bevölkerung in Oberfranken weiterhin deutlich ab- und in Oberbayern erheblich zunimmt. Würden die Wahlkreise auf die Regierungsbezirke entsprechend ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung in Bayern verteilt, erhielte Oberfranken nicht 5, sondern nur 4 (ungerundet 4,09) Wahlkreise, Oberbayern dagegen nicht 14, sondern 15 (ungerundet 15,10) Wahlkreise. Außerdem könnten auf diesem Wege die hohen Abweichungswerte in beiden Regionen wirksam und nachhaltig abgesenkt werden. Zwar weist die Bayerische Staatsregierung zutreffend darauf hin, dass das Bundeswahlgesetz, anders als bei der Verteilung der Wahlkreise zwischen den Ländern, innerhalb eines Bundeslandes keine der Bevölkerungszahl entsprechende Verteilung der Wahlkreise zwischen den Regierungsbezirken verlange. Dies bedeutet nach Ansicht der Wahlkreiskommission aber nicht, dass nicht auch bei der Wahlkreiseinteilung innerhalb eines Bundeslandes die Verlagerung eines Wahlkreises zum Zweck der Reduzierung erheblicher Abweichungswerte im Rahmen von § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BWG in Betracht kommt. Gerade wenn sich – wie hier – in einer Region Wahlkreise mit durchweg hohen negativen Abweichungswerten häufen, während in einer anderen Region mehrere Wahlkreise hohe positive Abweichungswerte aufweisen, erscheint eine Verlagerung eines Wahlkreises naheliegend, soweit keine anderen ebenso gut geeigneten Neueinteilungsmöglichkeiten bestehen. Im Interesse der Einhaltung der vom Bundeswahlgesetz vorgegebenen Abwei-
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chungswerte und der Wahrung des Grundsatzes der Gleichheit der Wahl erscheint die vorgeschlagene Maßnahme daher geboten, um eine nachhaltige Lösung herbeizuführen. Außerdem hält es die Bayerische Staatsregierung für sehr gut möglich, dass bei einer weiterhin überdurchschnittlichen Bevölkerungsentwicklung in Bayern im Rahmen der Wahlkreiseinteilung für die übernächste Bundestagswahl Bayern ohnehin einen zusätzlichen Wahlkreis erhalte, der dann gegebenenfalls zur Bildung eines weiteren Wahlkreises in Oberbayern herangezogen werden könnte. Umso wichtiger erscheine es deshalb, bis dahin Änderungen in der Wahlkreiseinteilung auf notwendige Korrekturen zu beschränken, um der Region grundlegende Veränderungen möglichst nicht zweimal zumuten zu müssen. Im übrigen würden für die übernächste Bundestagswahl im Jahre 2017 auch die Zahlen aus dem anstehenden Zensus zur Verfügung stehen, die zumindest im Detail zu möglicherweise nicht unerheblichen Verschiebungen führen könnten. Die Wahlkreiskommission ist demgegenüber der Auffassung, dass selbst bei – bislang nicht mit Sicherheit prognostizierbarer – künftiger Zuteilung eines weiteren Wahlkreises für Bayern zwar in Oberbayern, nicht aber in Oberfranken die hohen Abweichungswerte beseitigt werden könnten. Im Übrigen bestehen auch in anderen Regionen Bayerns hohe positive Abweichungswerte, die nach möglicher Zuteilung eines weiteren Wahlkreises abgesenkt werden könnten. Die bloße Verschiebung einzelner Gemeinden innerhalb der Wahlkreise 216 Fürstenfeldbruck, 224 Starnberg und 226 Weilheim mit damit verbundenen Folgeänderungen in anderen benachbarten Wahlkreisen erscheint der Wahlkreiskommission nicht hinreichend geeignet zu sein, die Abweichungswerte nachhaltig zu senken. In diesem Zusammenhang überzeugt auch nicht der zuletzt am ehesten erwogene Alternativvorschlag, z. B. den Wahlkreis 226 Weilheim dadurch zu verkleinern, dass die Gemeinde Geltendorf aus dem Landkreis Landsberg am Lech an den Wahlkreis 216 Fürstenfeldbruck und zusätzlich die Gemeinden Bernried am Starnberger See, Seeshaupt und Iffeldorf aus dem Landkreis Weilheim-Schongau oder die Verwaltungsgemeinschaft Schondorf am Ammersee aus dem Landkreis Landsberg am Lech an den Wahlkreis 224 Starnberg abgegeben werden. Denn in diesem Falle müssten die beiden aufnehmenden Wahlkreise an anderer Stelle neu zugeschnitten werden. Soweit hier erwogen wurde, die Gemeinde Karlsfeld im Landkreis Dachau aus dem Wahlkreis 216 Fürstenfeldbruck an den Wahlkreis 218 München-Nord abzugeben und die Gemeinde Gauting im Landkreis Starnberg aus dem Wahlkreis 224 Starnberg an den Wahlkreis 222 MünchenLand, der wiederum durch Abgabe der Gemeinde Neubiberg aus dem Landkreis München an den Wahlkreis 219 München-Ost verkleinert werden könnte, wären die dann erreichten Abweichungswerte für die Wahlkreise 216 Fürstenfeldbruck (+ 19,1 Prozent), 224 Starnberg (+ 19,7 Prozent) und 226 Weilheim (+ 18,5 Prozent) nach Ansicht der Wahlkreiskommission nach wie vor noch zu hoch. Die weiter betroffenen Wahlkreise erhielten folgende Abweichungswerte: Wahlkreis 218 München-Nord
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+ 6,5 Prozent, 219 München-Ost + 12,8 Prozent und 222 München-Land + 17,1 Prozent. Die für Oberfranken erwogene Alternative, es bei den bisher vorhandenen fünf Wahlkreisen zu belassen und die beiden Wahlkreise 237 Bayreuth (– 21,7 Prozent) und 238 Coburg (– 23,2 Prozent) dadurch zu vergrößern, dass der Markt Igensdorf und die Verwaltungsgemeinschaft Kirchehrenbach (bestehend aus den Gemeinden Kirchehrenbach, Leutenbach und Weilersbach) aus dem Landkreis Forchheim vom Wahlkreis 236 Bamberg an den Wahlkreis 237 Bayreuth und die Gemeinde Geroldsgrün und die Stadt Schwarzenbach a.Wald aus dem Landkreis Hof vom Wahlkreis 239 Hof an den Wahlkreis 238 Coburg abgegeben werden, wäre dazu nicht in gleicher Weise geeignet. So würden der Wahlkreis 236 Bamberg mit – 17,9 Prozent, der Wahlkreis 237 Bayreuth mit – 17,4 Prozent, der Wahlkreis 238 Coburg mit – 20,2 Prozent und der Wahlkreis 239 Hof mit – 18,3 Prozent bei auch zukünftig anhaltendem Bevölkerungsrückgang die gesetzliche Toleranzgrenze von – 15 Prozent weiterhin (im Wahlkreis Coburg sogar erheblich) überschreiten. Hinsichtlich einer möglichen neuen Wahlkreiseinteilung schlägt die Wahlkreiskommission daher nachfolgende Änderung vor. Zur Verwaltungsvereinfachung und zum besseren Vergleich ist der Vorschlag für den in Oberbayern neu zu bildenden Wahlkreis mit der fortlaufenden Nummer (224) und mit dem Buchstaben a versehen. In Anlage 5.10 sind schließlich alle 299 Wahlkreise mit fortlaufenden Nummern und – teilweise neu vorgeschlagenen – Namen aufgeführt. Im Südwesten Oberbayerns könnten aus den beiden bisherigen Wahlkreisen 224 Starnberg und 226 Weilheim folgende drei Wahlkreise gebildet werden: – Der Landkreis Starnberg (bisher mit Ausnahme der Gemeinde Krailling im Wahlkreis 224 Starnberg) und der Landkreis Landsberg am Lech (bisher im Wahlkreis 226 Weilheim) würden unter Hinzunahme der Großen Kreisstadt Germering aus dem Wahlkreis 216 Fürstenfeldbruck einen neuen Wahlkreis 224a Starnberg (+ 2,8 Prozent) bilden. Der Wahlkreis 216 Fürstenfeldbruck hätte dann einen Abweichungswert von + 9,8 Prozent und der Wahlkreis 222 München-Land, der die Gemeinde Krailling aus dem Landkreis Starnberg an den neuen Wahlkreis abgeben würde, einen Abweichungswert von + 12,4 Prozent. – Die Landkreise Garmisch-Partenkirchen und Weilheim-Schongau (beide bereits bislang im Wahlkreis 226 Weilheim) würden zusammen den Wahlkreis 226 Weilheim mit einem Abweichungswert von – 19,5 Prozent bilden. Auch wenn im Landkreis GarmischPartenkirchen die Bevölkerung in den letzten 4 Jahren um 1 Prozent abgenommen hat, wäre selbst bei anhaltendem Trend eine Überschreitung der gesetzlich zwingenden Neueinteilungsgrenze von 25 Prozent nicht zu erwarten, weil im Landkreis WeilheimSchongau im gleichen Zeitraum die Bevölkerung um 0,2 Prozent zugenommen hat und damit Verluste des Landkreises Garmisch-Partenkirchen in gewissem Umfang ausgeglichen werden könnten.
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– Die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen und Miesbach (beide bisher im Wahlkreis 224 Starnberg) würden zusammen einen Wahlkreis bilden, dem die beiden Gemeinden Bad Feilnbach und FeldkirchenWesterham aus dem Landkreis Rosenheim (bisher im Wahlkreis 223 Rosenheim), die nach der für die Landtagswahl geltenden Stimmkreiseinteilung zum Stimmkreis 120 Miesbach gehören, zugeordnet würden. In diesem Falle würde sich der Abweichungswert im neu abgegrenzten dritten Wahlkreis 224 (neu: Bad Tölz – Wolfratshausen) auf – 13,5 Prozent und im Wahlkreis 223 Rosenheim auf + 6,5 Prozent reduzieren. In Oberfranken könnte die Reduzierung von 5 auf 4 Wahlkreise wie folgt erreicht werden: – Der bisherige Wahlkreis 239 Hof, der die beiden Landkreise Wunsiedel i.Fichtelgebirge und Hof sowie die kreisfreie Stadt Hof umfasst, würde unverändert bestehen bleiben (– 15,2 Prozent). – Die Landkreise Coburg und Kronach (beide bisher im Wahlkreis 238 Coburg) sowie der Landkreis Kulmbach (bisher im Wahlkreis 240 Kulmbach) könnten gemeinsam mit der kreisfreien Stadt Coburg (bisher im Wahlkreis 238 Coburg) den Wahlkreis 238 Coburg – Kulmbach bilden (+ 5,8 Prozent). – Der Landkreis Bamberg (bisher teilweise im Wahlkreis 236 Bamberg und teilweise im Wahlkreis 240 Kulmbach) und der Landkreis Lichtenfels (bisher im Wahlkreis 240 Kulmbach) könnten gemeinsam mit der kreisfreien Stadt Bamberg (bisher im Wahlkreis 236 Bamberg) den Wahlkreis 236 Bamberg bilden (+ 8,1 Prozent). – Der Landkreis Bayreuth (bereits bislang im Wahlkreis 237 Bayreuth) und der Landkreis Forchheim (bisher zum Teil im Wahlkreis 236 Bamberg und zum Teil im Wahlkreis 237 Bayreuth) könnten gemeinsam mit der kreisfreien Stadt Bayreuth den Wahlkreis 237 Bayreuth bilden (+ 10,7 Prozent). Die Bayerische Staatsregierung spricht sich gegen die Verlagerung eines Wahlkreises von Oberfranken nach Oberbayern aus. In den letzten Jahren habe die Abweichung vom Wahlkreisdurchschnitt in allen fünf Wahlkreisen in Oberfranken nur geringfügig zugenommen. Es müsse für keinen Wahlkreis in Oberfranken damit gerechnet werden, dass ohne eine Verringerung der Zahl der Wahlkreise in Oberfranken einer der Wahlkreise um mehr als – 25 Prozent vom Wahlkreisdurchschnitt abweichen könnte, sofern geringfügige Korrekturen am Wahlkreiszuschnitt vorgenommen werden. Die Wahlkreiskommission hält auch nach nochmaliger eingehender Würdigung der vorgetragenen Einwände aus den vorstehend genannten Gründen an ihrem Vorschlag fest. Durch die Verlagerung eines Wahlkreises von Oberfranken nach Oberbayern wird in erster Linie eine nachhaltige Verringerung der hohen Abweichungen in Oberbayern erreicht. Der Vorteil dieses Vorschlags ist die gleichsam positive Auswirkung auf die Abweichungswerte der Wahlkreise in Oberfranken.
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Reduzierung der Abweichungen in den übrigen Wahlkreisen – Wahlkreis 217 Ingolstadt Für den Wahlkreis 217 Ingolstadt schlägt die Wahlkreiskommission vor, ihn durch Umsetzung der Gemeinde Aresing und der Stadt Schrobenhausen sowie der Verwaltungsgemeinschaft Schrobenhausen (bestehend aus den Gemeinden Berg im Gau, Brunnen, Gachenbach, Langenmosen und Waidhofen) aus dem Landkreis Neuburg-Schrobenhausen in den Wahlkreis 215 Freising zu verkleinern. Das würde nach den aktuellen Zahlen dazu führen, dass der Abweichungswert im Wahlkreis 217 Ingolstadt auf + 13,3 Prozent sinken, der Abweichungswert im Wahlkreis 215 Freising von + 2,5 Prozent auf + 12,8 Prozent steigen würde. Die Bayerische Staatsregierung vertritt die Auffassung, dass im Falle einer notwendig werdenden Verkleinerung des Wahlkreises die Überlegungen der Wahlkreiskommission sorgfältig abgewogen und die Bedenken gegen eine erstmalige Durchschneidung des Landkreises Neuburg-Schrobenhausen zurückgestellt werden müssten, um nicht Gefahr zu laufen, dass bis zur nächsten Bundestagswahl die gesetzlich zwingend zu beachtende Neueinteilungsgrenze von ± 25 Prozent überschritten werde. Im Hinblick darauf, dass die Abweichung im Wahlkreis Ingolstadt nunmehr + 23,6 Prozent beträgt und durch die Verkleinerung längerfristig auf + 13,3 Prozent gesenkt werden kann, hält die Wahlkreiskommission nach Würdigung der vorgetragenen Argumente an ihrem Vorschlag fest. – Wahlkreis 227 Deggendorf Die Wahlkreiskommission ist der Ansicht, dass dem Wahlkreis 227 Deggendorf in Anknüpfung an den Vorschlag der Wahlkreiskommissionen aus den beiden vorangegangenen Wahlperioden vier Gemeinden des Landkreises Passau (Aicha vorm Wald, Eging a. See, Fürstenstein und Hofkirchen) aus dem Wahlkreis 229 Passau zugeordnet werden sollten. Damit würde der Abweichungswert des Wahlkreises 227 Deggendorf auf – 19,1 Prozent sinken. Für den Wahlkreis 229 Passau hätte die Abgabe der vier Gemeinden zur Folge, dass der Abweichungswert von – 9,9 Prozent auf – 15,1 Prozent anstiege. Die Wahlkreiskommission hat dabei gewürdigt, dass die Bayerische Staatsregierung – sollte die Umsetzung des Vorschlags zwingend notwendig sein – ihn als sachgerecht betrachtet, auch wenn er erstmals zu einer Durchschneidung von Landkreisgrenzen führt. Im Hinblick auf den derzeitigen Abweichungswert von – 24,4 Prozent und die erwartete weitere Bevölkerungsentwicklung hält die Wahlkreiskommission an ihrem Vorschlag fest. – Wahlkreise 228 Landshut und 230 Rottal-Inn Die Wahlkreiskommission schlägt vor, aus dem Wahlkreis 228 Landshut alle 17 Gemeinden (aus dem Landkreis Landshut), die im Landeswahlrecht zum
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Stimmkreis 202 Dingolfing gehören (Postau, Weng, Wörth a. d. Isar, Niederaichbach, Kröning, Aham, Gerzen, Schalkham, Geisenhausen, Vilsbiburg, Bodenkirchen, Vilsheim, Altfraunhofen, Baierbach, Neufraunhofen, Velden, Wurmsham), dem Wahlkreis 230 Rottal-Inn zuzuordnen mit der Folge, dass das Gebiet des Stimmkreises 202 Dingolfing nicht mehr nur teilweise, sondern vollständig zum Wahlkreis 230 gehören würde. Die Abweichungswerte im Wahlkreis 228 Landshut könnten dadurch erheblich auf + 1,3 Prozent bzw. im Wahlkreis 230 Rottal-Inn auf – 1,0 Prozent reduziert werden. Aus Sicht der Bayerischen Staatsregierung erscheint der Vorschlag der Wahlkreiskommission hinterfragenswert. Sofern eine Veränderung notwendig werden sollte, könne man allenfalls erwägen, lediglich die Gemeinde Bodenkirchen sowie die Verwaltungsgemeinschaft Gerzen (bestehend aus den Gemeinden Aham, Gerzen, Kröning und Schalkham) an den Wahlkreis 230 Rottal-Inn abzugeben. Die Wahlkreiskommission würdigt diese Variante, hält aber an ihrem Vorschlag fest, weil dieser die Abweichungen in den beiden Wahlkreisen nachhaltig reduziert. – Wahlkreis 243 Fürth Zur Neuabgrenzung des Wahlkreises 243 Fürth schlägt die Wahlkreiskommission die Abgabe der Verwaltungsgemeinschaft Uehlfeld (bestehend aus dem Markt Dachsbach, der Gemeinde Gerhardshofen und dem Markt Uehlfeld) aus dem Landkreis Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim an den Wahlkreis 242 Erlangen vor. Dies würde den Abweichungswert im Wahlkreis 243 Fürth auf + 18,5 Prozent und den Abweichungswert im Wahlkreis 242 Erlangen von – 14,4 Prozent auf – 11,6 Prozent senken. Die Bayerische Staatsregierung weist darauf hin, dass ein Neuzuschnitt bei einem derzeitigen Abweichungswert von + 21,2 Prozent unter dem Gesichtspunkt der Wahlkreiskontinuität nicht zwingend sei. Der Vorschlag würde eine erstmalige Durchschneidung der Grenzen des Landkreises Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim bedeuten und sollte daher zurückgestellt werden. Nach Auffassung der Wahlkreiskommission ist diese Durchschneidung jedoch in Kauf zu nehmen, um im Hinblick auf den kontinuierlichen Anstieg der Bevölkerungszahl (siehe Anlage 5.5) den Abweichungswert im Wahlkreis 243 Fürth deutlich abzusenken. – Wahlkreis 253 Augsburg-Land Für den Wahlkreis 253 Augsburg-Land (+ 19,4 Prozent) wird vorgeschlagen, die Städte Gersthofen und Neusäß aus dem Landkreis Augsburg an den Wahlkreis 252 Augsburg-Stadt abzugeben. Diese beiden Städte sind auch im Rahmen der Stimmkreiseinteilung für die Landtagswahl dem Stimmkreis 702 AugsburgStadt-West zugeordnet. Die Abweichung im Wahl-



Drucksache 17/4642 kreis 253 Augsburg-Land würde auf + 4,0 Prozent sinken und im Wahlkreis 252 Augsburg-Stadt von – 2,4 Prozent auf + 13,0 Prozent steigen. Die Bayerische Staatsregierung hält einen Neuzuschnitt angesichts eines Abweichungswertes unter 20 Prozent für nicht erforderlich. Bei einer Abgabe von Gersthofen und Neusäß an den Wahlkreis 252 Augsburg-Stadt würde der räumliche Umgriff in den Landkreis Augsburg hinein erheblich erweitert. Auch unter Würdigung der von der Bayerischen Staatsregierung vorgetragenen Gründe hält die Wahlkreiskommission im Hinblick auf den seit 2006 kontinuierlich ansteigenden Abweichungswert (siehe Anlage 5.5) an ihrem Vorschlag fest.



– Wahlkreise 213 Altötting, 231 Straubing, 233 Regensburg, 235 Weiden, 239 Hof, 241 Ansbach und 257 Ostallgäu Für diese Wahlkreise sieht die Wahlkreiskommission in Übereinstimmung mit der Bayerischen Staatsregierung bei nicht ganz so hohen Überschreitungen der gesetzlichen Toleranzgrenze von ± 15 Prozent aus folgenden Gründen von Änderungsvorschlägen ab: – Im Wahlkreis 213 Altötting ist der Abweichungswert seit dem Jahr 2006 weitgehend konstant geblieben, zudem stimmen die Grenzen des Wahlkreises mit den Grenzen der Landkreise Altötting und Mühldorf a. Inn überein. Eine Erweiterung wäre dagegen notwendig mit einer Durchschneidung kommunaler Gebietsgrenzen verbunden. – Der Abweichungswert des Wahlkreises 231 Straubing ist seit dem Jahr 2006 nur in sehr geringem Maße gestiegen. – Im Wahlkreis 233 Regensburg erscheint der Abweichungswert von + 18,3 Prozent hinnehmbar, da andernfalls der Landkreis Regensburg erstmals durchschnitten werden müsste. – Im Wahlkreis 235 Weiden wäre für einen Neuzuschnitt die Durchschneidung von Landkreisgrenzen erforderlich. – Im Wahlkreis 239 Hof wird die gesetzliche Toleranzgrenze erstmals nur geringfügig überschritten. – Im Wahlkreis 241 Ansbach wäre ein Neuzuschnitt mit der Durchschneidung von Landkreisgrenzen verbunden, der vor dem Hintergrund der kontinuierlich rückläufigen Bevölkerungsentwicklung nicht notwendig erscheint. – Im Wahlkreis 257 Ostallgäu ist der Abweichungswert seit dem Jahr 2006 nur geringfügig angestiegen. Ein Neuzuschnitt hätte dagegen zur Folge, dass entweder der Landkreis Unterallgäu auf drei Wahlkreise aufgeteilt oder der bislang ungeteilte Landkreis Ostallgäu erstmals durchschnitten werden müsste.
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4.2.2.3 Berlin Da keiner der zwölf Wahlkreise des Landes Berlin die gesetzliche Toleranzgrenze von 15 Prozent überschreitet, sieht die Wahlkreiskommission in Übereinstimmung mit dem Senat von Berlin keinen Anlass, Änderungen der Wahlkreisabgrenzung vorzuschlagen. 4.2.2.4 Brandenburg Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Brandenburg um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab:



Drucksache 17/4642 Die Wahlkreiskommission schlägt vor, dem Wahlkreis 57 Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I aus dem Wahlkreis 59 Oberhavel – Havelland II die amtsfreie Stadt Nauen (Landkreis Havelland) zuzuordnen. Dadurch würde die Abweichung im Wahlkreis 57 Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I auf – 15,3 Prozent und im Wahlkreis 59 Oberhavel – Havelland II auf + 12,2 Prozent sinken.



– Wahlkreise 58 Uckermark – Barnim I und 60 Märkisch-Oderland – Barnim II
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Prignitz – OstprignitzRuppin – Havelland I



– 21,8 %
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Uckermark – Barnim I



– 22,4 %
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Oberhavel – Havelland II



+ 18,7 %



60



Märkisch-Oderland – Barnim II



+ 17,3 %



Die Wahlkreiskommission schlägt eine Neuabgrenzung durch Verschiebung des Amtes Biesenthal-Barnim und der amtsfreien Gemeinde Wandlitz (beide Landkreis Barnim) vom Wahlkreis 60 Märkisch-Oderland – Barnim II in den Wahlkreis 58 Uckermark – Barnim I und durch Verschiebung des Ortsteiles Hohensaaten der amtsfreien Stadt Bad Freienwalde (Oder) vom Wahlkreis 58 Uckermark – Barnim I in den Wahlkreis 60 Märkisch-Oderland – Barnim II vor. Die Abweichungen würden im Wahlkreis 58 Uckermark – Barnim I auf – 9,7 Prozent und im Wahlkreis 60 Märkisch-Oderland – Barnim II auf + 4,7 Prozent sinken.



– Wahlkreise 57 Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I und 59 Oberhavel – Havelland II



Die brandenburgische Landesregierung hat hiergegen keine Einwände erhoben.
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61 -9,5



57



-15,3



59



12,2



13,3



63



4,7



-5,2



64
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60



-9,7



58



– 18 –



61



-21,8



-22,4



58



Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Brandenburg Ausschnitt für WK 57 und 59 sowie 58 und 60



Drucksache 17/4642 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



– 19 –



4.2.2.5 Bremen Die Bevölkerungszahl weicht nur im Wahlkreis 55 Bremen I mit + 21,0 Prozent um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab. Die Wahlkreiskommission schlägt vor, aus dem Wahlkreis 55 Bremen I den Stadtteil 11 Mitte mit den Ortsteilen 111 Altstadt, 112 Bahnhofsvorstadt und 113 Ostertor in den Wahlkreis 56 Bremen II – Bremerhaven zu verlagern. Dadurch würde im Wahlkreis 55 Bremen I die Abweichung auf + 15,3 Prozent sinken. Im Wahlkreis 56 Bremen II – Bremerhaven würde die Abweichung von + 10,7 Prozent auf + 16,3 Prozent steigen. Dabei hat die Wahlkreiskommission in ihre Überlegungen einbezogen, dass der Senat der Freien Hansestadt Bremen der vorgeschlagenen Neuabgrenzung der Wahlkreise 55 Bremen I und 56 Bremen II – Bremerhaven nicht zustimmt. Seiner Auffassung, dass angesichts der bisherigen Entwicklung der deutschen Bevölkerung im Wahlkreis 55 Bremen I im Vergleich zum Bundesdurchschnitt derzeit prognostiziert werden könne, dass bis zum Jahr 2013 die gesetzlich zwingende Neueinteilungsgrenze von + 25 Prozent nicht erreicht werde und demgemäß keine Verpflichtung des Gesetzgebers bestehe, noch während der laufenden Wahlperiode eine Änderung der Wahlkreiseinteilung für den Wahlkreis 55 Bremen I herbeizu-
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führen, folgt die Wahlkreiskommission aus den unter Ziffer 4.2.1 dargelegten Grundsätzen nicht. Auch die vorgetragenen Argumente hinsichtlich des Zensus 2011 greifen aus den bereits unter Ziffer 2 des Berichts genannten Gründen nicht. Ferner beruft sich der Senat auf den Aspekt der Wahrung der regionalen Besonderheiten. In Bremen hätten sich die Stadtteile Mitte und Östliche Vorstadt im Laufe der Jahre so zusammengefunden, dass dies durch einen gemeinsamen Ortsamtsbereich zum Ausdruck gebracht werde. Daraus ergebe sich eine gemeinsame Verwaltungsstruktur der Stadtteile. Durch eine Verlagerung des Stadtteils Mitte in den Wahlkreis 56 Bremen II – Bremerhaven würde der Ortsamtsbereich durchschnitten. Dies erschwere die Koordinations- und Verwaltungsarbeit und ergebe immer wieder Abgrenzungsschwierigkeiten und Überschneidungen im betroffenen Ortsamt. Die Wahlkreiskommission erkennt keinen alternativen Lösungsvorschlag. Angesichts der deutlichen Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze und der stetigen Zunahme der deutschen Bevölkerung im Wahlkreis 55 Bremen I (siehe Anlage 5.5) überwiegen nach Auffassung der Wahlkreiskommission die Gründe für die vorgeschlagene Neuabgrenzung.
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Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009



Bundeslandgrenze



umgesetzter Stadtteil



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag



Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag
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Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009
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Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Bremen



Drucksache 17/4642 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



– 21 –



4.2.2.6 Hamburg Die Bevölkerungszahl weicht nur im Wahlkreis 19 Hamburg-Mitte mit + 23,7 Prozent um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab. Die Wahlkreiskommission schlägt vor, aus dem Wahlkreis 19 Hamburg-Mitte den Stadtteil 202 Sternschanze in den Wahlkreis 20 Hamburg-Altona und den Stadtteil 501 Eilbek aus dem Wahlkreis 19 Hamburg-Mitte in den Wahlkreis 23 Hamburg-Wandsbek zu verlagern. Außerdem schlägt sie vor, aus dem Wahlkreis 21 HamburgEimsbüttel den Stadtteil Sternschanze ebenfalls in den Wahlkreis 20 Hamburg-Altona zu verlagern, sodass dort
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– in Anpassung an die geänderten Stadtteilgrenzen – die bisher verschiedenen Wahlkreisen zugeordneten Teilstadtteile Sternschanze zusammengeführt werden. Dadurch würde sich im Wahlkreis 19 Hamburg-Mitte die Abweichung auf + 14,5 Prozent reduzieren. Im Wahlkreis 20 Hamburg-Altona würde die Abweichung von – 13,3 Prozent auf – 11,2 Prozent sinken, im Wahlkreis 21 Hamburg-Eimsbüttel von – 9,5 Prozent auf – 9,7 Prozent und im Wahlkreis 23 Hamburg-Wandsbek von + 5,2 Prozent auf + 12,5 Prozent steigen. Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat dem Vorschlag der Wahlkreiskommission zugestimmt.



24



19



Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009



Bundeslandgrenze



23



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag umgesetzte Stadtteile
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Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag
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Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Hamburg
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4.2.2.7 Hessen Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Hessen um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 175



Fulda



+ 17,5 %



177



Wetterau



+ 21,4 %



180



Hanau



+ 19,1 %



184



Groß-Gerau



– 15,6 %



Dem Land Hessen stehen nach der gegenwärtigen Wahlkreiseinteilung 21 Wahlkreise zu. Nach der seitherigen Bevölkerungsentwicklung würde das Land Hessen einen zusätzlichen 22. Wahlkreis erhalten. Um diesen zusätzlichen Wahlkreis zu bilden und gleichzeitig die Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze von ± 15 Prozent in den Wahlkreisen 175 Fulda, 177 Wetterau und 180 Hanau zu beseitigen, schlägt die Wahlkreiskommission für das Land Hessen im Einvernehmen mit der Landesregierung Hessen folgende Veränderung der Wahlkreiseinteilung vor: – Wahlkreise 175a (neu: Main-Kinzig – Wetterau II – Schotten), 175 Fulda, 177 Wetterau (neu: Wetterau I), 180 Hanau Der neue Wahlkreis 175a Main-Kinzig – Wetterau II – Schotten könnte aus den folgenden Städten und Gemeinden gebildet werden: – der Stadt Schotten aus dem Vogelsbergkreis (bisher im Wahlkreis 174 Gießen), – den Städten Schlüchtern und Steinau an der Straße sowie den Gemeinden Birstein und Sinntal aus



Drucksache 17/4642 dem Main-Kinzig-Kreis (bisher im Wahlkreis 175 Fulda), – den Städten Bad Soden-Salmünster und Wächtersbach sowie der Gemeinde Brachttal aus dem MainKinzig-Kreis, – den Städten Büdingen, Gedern und Ortenberg sowie den Gemeinden Altenstadt, Glauburg, Hirzenhain, Kefenrod und Limeshain aus dem Wetteraukreis (bisher im Wahlkreis 177 Wetterau) und – der Kreisstadt Gelnhausen, der Stadt Bad Orb und den Gemeinden Biebergemünd, Flörsbachtal, Freigericht, Gründau, Jossgrund und Linsengericht aus dem Main-Kinzig-Kreis (bisher im Wahlkreis 180 Hanau). Zum Ausgleich für die an den Wahlkreis 175a (neu: Main-Kinzig – Wetterau II – Schotten) abzugebenden Gemeinden könnte der Wahlkreis 175 Fulda die Stadt Grebenau und die Gemeinde Schwalmtal aus dem Vogelsbergkreis (bisher im Wahlkreis 174 Gießen) aufnehmen.



Mit dieser Neuabgrenzung würde – neben der erforderlichen Neubildung eines Wahlkreises (mit einer Abweichung von – 12 Prozent) – eine deutliche Reduzierung der Abweichungswerte in den Wahlkreisen 175 Fulda (+ 3,3 Prozent), 177 Wetterau (neu: Wetterau I, – 13,9 Prozent) und 180 Hanau (– 12,9 Prozent) erreicht. Die Abweichung im Wahlkreis 174 Gießen würde von + 11,0 Prozent auf + 4,6 Prozent sinken. – Wahlkreis 184 Groß-Gerau Für den Wahlkreis 184 Groß-Gerau sieht die Wahlkreiskommission in Anbetracht der geringen Abweichung von – 15,6 Prozent und der rückläufigen Tendenz der Bevölkerungsentwicklung von einem Änderungsvorschlag ab.
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Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Hessen
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19,1



180



Bundeslandgrenze Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009 Landkreisgrenzen



17,5



175



-12,9



-12,0



175a



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag umgesetzte Gemeinden bzw. Gemeindeteile



Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag
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Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009
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Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Hessen Ausschnitt für WK 174, 175, 175a, 177 und 180
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4.2.2.8 Mecklenburg-Vorpommern Die Bevölkerungszahl weicht in den beiden folgenden Wahlkreisen des Landes Mecklenburg-Vorpommern um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 13



Schwerin – Ludwigslust



– 15,1 %



18



Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – UeckerRandow



– 15,3 %



Dem Land Mecklenburg-Vorpommern stehen nach der gegenwärtigen Wahlkreiseinteilung sieben Wahlkreise zu. Nach der seitherigen Bevölkerungsentwicklung auf Grundlage des Standes der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 unter Anwendung des in § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 des BWG vorgeschriebenen Berechnungsverfahrens nach Sainte-Laguë/Schepers verringert sich die Zahl der in Mecklenburg-Vorpommern zu bildenden Wahlkreise von sieben auf sechs. Für die erforderliche Neuabgrenzung der Wahlkreise infolge des Wegfalls eines Wahlkreises hat die Wahlkreiskommission ursprünglich drei Varianten entwickelt und dabei zugleich in ihre Überlegungen einbezogen, dass sich aufgrund des Landkreisneuordnungsgesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBl. M-V S. 366) Gebietsänderungen ergeben werden, die hinsichtlich der Bildung der neuen Landkreise am 4. September 2011 in Kraft treten werden. Die vorgeschlagenen Namen der Wahlkreise beruhen daher auf den vorläufigen Bezeichnungen der künftigen Landkreise nach dem Landkreisneuordnungsgesetz; die betroffenen Gebietskörperschaften sind allerdings mit den derzeit geltenden Namen bezeichnet. Unter den von der Wahlkreiskommission entwickelten Varianten ist diejenige hervorzuheben, die sich bei der Neueinteilung der nunmehr sechs Wahlkreise in Mecklenburg-Vorpommern soweit wie möglich an der Neueinteilung der Landkreise durch das Landkreisneuordnungsgesetz orientiert. Ausschließlich der künftige Landkreis Mittleres Mecklenburg – bestehend aus den Gemeinden der bisherigen Landkreise Bad Doberan und Güstrow – würde in dieser Variante auf vier Wahlkreise verteilt werden. Die Aufteilung dieses Landkreises ist erforderlich, weil ein aus der kreisfreien Hansestadt Rostock und dem sie umschließenden künftigen Landkreis Mittleres Mecklenburg gebildeter Wahlkreis einen Abweichungswert von + 63,4 Prozent aufweisen würde. Alle übrigen künftigen Landkreise sowie die Landeshauptstadt Schwerin und die Hansestadt Rostock als verbleibende kreisfreie Städte könnten in Gänze einem Wahlkreis zugeordnet werden. Die Wahlkreiskommission schlägt daher diese Variante auf Grundlage der künftigen Landkreise zur Neugliederung der Wahlkreise Mecklenburg-Vorpommerns vor. Unter Auflösung des bisherigen Wahlkreises 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow könnte die Reduzierung von sieben auf sechs Wahlkreise wie folgt umgesetzt werden:
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– Der künftige Wahlkreis 12 Schwerin – Nordwestmecklenburg – Mittleres Mecklenburg I könnte danach aus der Hansestadt Wismar, dem Landkreis Nordwestmecklenburg (bereits bislang im Wahlkreis 12 Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim), der Landeshauptstadt Schwerin (bisher im Wahlkreis 13 Schwerin – Ludwigslust) sowie den Städten Kröpelin, Kühlungsborn, Neubukow, der amtsfreien Gemeinde Satow und den Mitgliedsgemeinden des Amtes Neubukow-Salzhaff aus dem Landkreis Bad Doberan (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) gebildet werden (+ 11,0 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 13 Südwestmecklenburg – Mittleres Mecklenburg II würde neben dem Landkreis Ludwigslust (bereits bislang im Wahlkreis 13 Schwerin – Ludwigslust) den Landkreis Parchim (bisher im Wahlkreis 12 Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim) sowie aus dem Landkreis Güstrow die Stadt Güstrow und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Bützow-Land, Güstrow-Land und Krakow am See (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) enthalten (+ 12,6 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 14 Rostock – Mittleres Mecklenburg III könnte neben der Hansestadt Rostock (bereits bislang im Wahlkreis 14 Rostock) aus dem Landkreis Bad Doberan die Stadt Bad Doberan, die amtsfreie Gemeinde Dummerstorf und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Bad Doberan-Land, Schwaan und Warnow-West sowie aus dem Landkreis Güstrow die Stadt Teterow und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Laage und Mecklenburgische Schweiz (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) umfassen (+ 10,0 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 15 Nordvorpommern – Mittleres Mecklenburg IV könnte zu der Hansestadt Stralsund und den Landkreisen Nordvorpommern und Rügen (bereits bislang im Wahlkreis 15 Stralsund – Nordvorpommern – Rügen) aus dem Landkreis Bad Doberan die amtsfreien Gemeinden Graal-Müritz und Sanitz sowie die Mitgliedsgemeinden der Ämter Carbäk, Rostocker Heide und Tessin (bisher im Wahlkreis 14 Rostock) und aus dem Landkreis Güstrow die Mitgliedsgemeinden des Amtes Gnoien (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) hinzubekommen (+ 7,8 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 16 Südvorpommern könnte die Universitäts- und Hansestadt Greifswald, den Landkreis Ostvorpommern sowie aus dem Landkreis Demmin die Mitgliedsgemeinden der Ämter JarmenTutow und Peenetal/Loitz behalten (bereits bislang im Wahlkreis 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern) und den Landkreis Uecker-Randow (bisher im Wahlkreis 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow) aufnehmen (– 3,9 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 17 Mecklenburgische Seenplatte könnte aus dem Landkreis Müritz (bereits bislang im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz), der Stadt Neubrandenburg und dem Landkreis
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Nach diesem Vorschlag der Wahlkreiskommission würden die Abweichungswerte sämtlicher Wahlkreise deutlich unter der gesetzlichen Toleranzgrenze von ± 15 Prozent liegen (s. Anlage 5.4).



– Der künftige Wahlkreis 13 könnte die Hansestadt Wismar, den Landkreis Parchim, aus dem Landkreis Nordwestmecklenburg die Stadt Grevesmühlen, die amtsfreien Gemeinden Boltenhagen und Insel Poel und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen, Grevesmühlen-Land, Klützer Winkel, Neuburg und Neukloster-Warin (bisher im Wahlkreis 12 Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim) sowie aus dem Landkreis Bad Doberan die Städte Bad Doberan, Kröpelin, Kühlungsborn, Neubukow, die amtsfreie Gemeinde Satow und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Bad Doberan-Land und Neubukow-Salzhaff (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) umfassen (+ 0,6 Prozent).



Die Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern hat zwei weitere Vorschläge unterbreitet, die sie im Hinblick auf die vom Bundeswahlgesetz vorgegebenen Gesichtspunkte (Einhaltung der durchschnittlichen Bevölkerungszahl und der Kreisgrenzen) für gut vertretbar hält. Dabei berücksichtige der erste Vorschlag die künftigen Landkreisgrenzen besser, während der zweite Vorschlag nach der Bevölkerungsvorausberechnung Vorteile bei der Einhaltung der durchschnittlichen Bevölkerungszahl auf längere Sicht aufweise.



– Dem künftigen Wahlkreis 14 könnten zu der Hansestadt Rostock und den amtsfreien Gemeinden GraalMüritz und Sanitz sowie den Mitgliedsgemeinden der Ämter Carbäk, Rostocker Heide und Tessin aus dem Landkreis Bad Doberan (bereits bislang im Wahlkreis 14 Rostock) auch die amtsfreie Gemeinde Dummerstorf und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Schwaan und Warnow-West aus dem Landkreis Bad Doberan (bisher im Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) zugeordnet werden (+3,9 Prozent).



Der erste Vorschlag der Landesregierung unterscheidet sich von dem oben beschriebenen Vorschlag der Wahlkreiskommission darin, dass hier die Hansestadt Demmin aus dem bisherigen Landkreis Demmin (künftiger Landkreis Mecklenburgische Seenplatte) dem Wahlkreis 16 und nicht dem Wahlkreis 17 zugeordnet werden soll.



– Der künftige Wahlkreis 15 würde neben der Hansestadt Stralsund und den Landkreisen Nordvorpommern und Rügen (bereits bislang im Wahlkreis 15 Stralsund – Nordvorpommern – Rügen) die Universitäts- und Hansestadt Greifswald und die Mitgliedsgemeinden des umliegenden Amts Landhagen aus dem Landkreis Ostvorpommern (bisher im Wahlkreis 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern) umfassen (+ 16,6 Prozent).



Mecklenburg-Strelitz (bisher im Wahlkreis 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow) sowie der Stadt Dargun, der Hansestadt Demmin und den Mitgliedsgemeinden der Ämter DemminLand, Malchin am Kummerower See, Stavenhagen und Treptower Tollensewinkel aus dem Landkreis Demmin (bisher im Wahlkreis 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern) gebildet werden (+ 8,4 Prozent).



Durch diese Umsetzung werde die in dem Vorschlag der Wahlkreiskommission bestehende Unterschreitung des Bevölkerungsdurchschnitts aller Wahlkreise von – 3,9 Prozent im Wahlkreis 16 (neu: Südvorpommern) ausgeglichen, so dass die Abweichung dann + 0,9 Prozent betragen werde (im Wahlkreis 17 dann + 3,6 Prozent). Die zukünftigen Landkreisgrenzen würden weitestgehend eingehalten, jedoch würde ein weiterer künftiger Landkreis auf mehr als einen Wahlkreis aufgeteilt. Bei dem zweiten Vorschlag der Landesregierung ginge nur der künftige Landkreis Nordvorpommern ohne Zerschneidung in die Wahlkreiseinteilung ein, während vier der künftigen Landkreise zwei Wahlkreisen zugeordnet würden. Der künftige Landkreis Mittleres Mecklenburg würde jedoch bei diesem Vorschlag nur auf drei Wahlkreise aufgeteilt. Dieser zweite Vorschlag der Landesregierung sähe folgende Gliederung vor, bei der ebenfalls der bisherige Wahlkreis 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow aufgelöst würde: – Der künftige Wahlkreis 12 könnte aus der Landeshauptstadt Schwerin und dem Landkreis Ludwigslust (bisher im Wahlkreis 13 Schwerin – Ludwigslust) sowie aus den Mitgliedsgemeinden der Ämter Gadebusch, Lützow-Lübstorf, Rehna und Schönberger Land des Landkreises Nordwestmecklenburg (bereits bislang im Wahlkreis 12 Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim) gebildet werden (+ 5,6 Prozent).



– Der künftige Wahlkreis 16 behielte aus dem Landkreis Demmin die Mitgliedsgemeinden der Ämter JarmenTutow und Peenetal/Loitz sowie aus dem Landkreis Ostvorpommern die Hansestadt Anklam, die amtsfreie Gemeinde Heringsdorf und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Am Peenestrom, Anklam-Land, Lubmin, Usedom-Nord, Usedom-Süd und Züssow (bereits bislang im Wahlkreis 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern) und könnte die Stadt Neubrandenburg, den Landkreis Uecker-Randow sowie aus dem Landkreis Mecklenburg-Strelitz die amtsfreie Gemeinde Feldberger Seenlandschaft und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Friedland, Neverin, Stargarder Land und Woldegk (bisher im Wahlkreis 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow) erhalten (+ 13,0 Prozent). – Der künftige Wahlkreis 17 könnte die Landkreise Güstrow und Müritz (bereits bislang Wahlkreis 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz) behalten und aus dem Landkreis Demmin die Stadt Dargun, die Hansestadt Demmin und die Mitgliedsgemeinden der Ämter Demmin-Land, Malchin am Kummerower See, Stavenhagen und Treptower Tollensewinkel (bisher im Wahlkreis 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern) sowie aus dem Landkreis Mecklenburg-Strelitz die Stadt Neustrelitz und die Mitgliedsgemeinden der
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Ämter Mecklenburgische Kleinseenplatte und Neustrelitz-Land (bisher im Wahlkreis 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow) aufnehmen (+ 6,2 Prozent). Bei dieser Einteilung der Wahlkreise in MecklenburgVorpommern werde zwar die gesetzliche Toleranzgrenze nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 BWG im vorgeschlagenen Wahlkreis 15 mit + 16,6 Prozent nach Stand der Bevölkerungszahlen am 31. Dezember 2009 leicht überschritten. Infolge der zu erwartenden demographischen Entwicklung werde jedoch bereits im Wahljahr 2013 wieder ein Wert von + 13,8 Prozent erreicht, sodass diese leichte Überschreitung als vorübergehende Erscheinung nach Auffassung der Landesregierung hinnehmbar erscheine. Nach eingehender Würdigung und Abwägung der von der Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern unterbreiteten Vorschläge hält die Wahlkreiskommission den von ihr entwickelten Vorschlag vor dem Hintergrund der Einhaltung der künftigen Kreisgrenzen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 BWG für vorzugswürdig und schlägt die oben dargestellte Neueinteilung der nunmehr sechs Wahlkreise in Mecklenburg-Vorpommern vor. Dieser Vorschlag sieht im Vergleich zu den Vorschlägen der Lan-
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desregierung von Mecklenburg-Vorpommern lediglich die Aufteilung eines künftigen Landkreises auf mehrere Wahlkreise vor. Im ersten Vorschlag der Landesregierung würde demgegenüber ein weiterer künftiger Landkreis zwei Wahlkreisen zugeordnet und im zweiten Vorschlag der Landesregierung würden fünf der sechs künftigen Landkreise von Wahlkreisgrenzen ein- oder mehrfach durchschnitten. Dass der Abweichungswert im Wahlkreis 16 (neu: Südvorpommern), der in dem Vorschlag der Wahlkreiskommission – 3,9 Prozent beträgt, sich nach dem ersten Vorschlag der Landesregierung in + 0,9 Prozent verändern würde, führt zu keiner Änderung der Auffassung der Wahlkreiskommission, da dieser Wert auch nach dem Vorschlag der Wahlkreiskommission deutlich unterhalb der gesetzlichen Toleranzgrenze von ± 15 Prozent liegt. Soweit im Hinblick auf die Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze im Wahlkreis 15 nach dem zweiten Vorschlag der Landesregierung argumentiert wird, die Toleranzgrenze werde nach den Daten der Bevölkerungsvorausberechnung bereits im Wahljahr 2013 unterschritten, folgt die Wahlkreiskommission dieser Argumentation nicht. Denn Bevölkerungsvorausberechnungen beruhen generell auf bestimmten Annahmen zur Entwicklung demographischer Einflussfaktoren und sind deshalb mit Unsicherheiten behaftet.
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4.2.2.9 Niedersachsen Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Niedersachsen um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 36



Rotenburg I – SoltauFallingbostel



– 17,9 %



48



Hannover-Land II



+ 15,2 %



Die Wahlkreiskommission schlägt keinen Neuzuschnitt dieser Wahlkreise vor, weil ihr die Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze im Einvernehmen mit der Landesregierung Niedersachsens unter anderem aufgrund folgender Erwägungen hinnehmbar erscheint: – Wahlkreis 36 Rotenburg I – Soltau-Fallingbostel Die Tendenz der Bevölkerungsentwicklung ist im Wahlkreis 36 Rotenburg I – Soltau-Fallingbostel in den letzten Jahren annähernd gleich geblieben. Im Hinblick darauf und auf die erst in der letzten Wahlperiode erfolgte Neueinteilung und die damit verbundene Neustrukturierung dieses Wahlkreises sollte von einer Änderung abgesehen werden. – Wahlkreis 48 Hannover-Land II Der Wahlkreis 48 Hannover-Land II liegt mit einer Abweichung von + 15,2 Prozent nur geringfügig über der gesetzlichen Soll-Grenze von + 15 Prozent.
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– Wahlkreise 92 Erftkreis I und 93 Euskirchen – Erftkreis II Aus dem Wahlkreis 92 Erftkreis I (neu: Rhein-ErftKreis I) könnten die Gemeinden Bedburg und Elsdorf aus dem Rhein-Erft-Kreis in den Wahlkreis 91 Düren (neu: Düren – Rhein-Erft-Kreis III) und die Gemeinde Kerpen, ebenfalls aus dem Rhein-Erft-Kreis, in den Wahlkreis 93 Euskirchen – Erftkreis II (neu: Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II) umgesetzt werden. Der Wahlkreis 93 Euskirchen – Erftkreis II (neu: Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II) könnte die Gemeinden Brühl und Wesseling aus dem Rhein-Erft-Kreis an den Wahlkreis 92 Erftkreis I (neu: Rhein-Erft-Kreis I) abgeben. Die Abweichungswerte betragen dann im Wahlkreis 91 (neu: Düren – Rhein-Erft-Kreis III) + 13,9 Prozent, im Wahlkreis 92 (neu: Rhein-ErftKreis I) + 7,7 Prozent und im Wahlkreis 93 (neu: Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II) + 15,0 Prozent. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen spricht sich gegen die Neueinteilung der beiden Wahlkreise aus und führt hierzu neben dem Grundsatz der Wahlkreiskontinuität insbesondere an, dass die aktuellen Abweichungswerte noch knapp unterhalb von 20 Prozent liegen und davon ausgegangen werden könne, dass die gesetzliche Höchstgrenze bis zur nächsten Bundestagswahl nicht erreicht werde. Die Wahlkreiskommission hat diese Gründe gewürdigt, hält aber im Hinblick auf die kontinuierliche Bevölkerungsentwicklung und den damit einhergehenden Anstieg der Abweichungswerte (siehe Anlage 5.5) an ihrem Vorschlag fest. – Wahlkreis 106 Mettmann II



4.2.2.10 Nordrhein-Westfalen Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Nordrhein-Westfalen um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 92



Erftkreis I



+ 19,9 %



93



Euskirchen – Erftkreis II



+ 19,6 %



106



Mettmann II



– 19,9 %



117



Duisburg II



– 22,7 %



120



Essen II



– 18,2 %



122



Recklinghausen I



– 18,2 %



132



Gütersloh



+ 15,4 %



133



Bielefeld



+ 18,3 %



138



Paderborn



+ 21,7 %



146



Hamm – Unna II



+ 15,6 %



Die Wahlkreiskommission schlägt für die Wahlkreise 92 Erftkreis I, 93 Euskirchen – Erftkreis II, 106 Mettmann II, 117 Duisburg II, 132 Gütersloh, 133 Bielefeld und 138 Paderborn Änderungen der Wahlkreisabgrenzung vor.



Der Wahlkreis 105 Mettmann I könnte die Kommunalwahlbezirke 5010 bis 5120 der Gemeinde Mettmann an den Wahlkreis 106 Mettmann II abgeben. Der Abweichungswert würde im Wahlkreis 105 Mettmann I auf – 10,9 Prozent steigen, im Wahlkreis 106 Mettmann II auf – 11,2 Prozent sinken. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen spricht sich im Hinblick auf den noch knapp unterhalb von 20 Prozent liegenden Abweichungswert und insbesondere wegen der Durchschneidung des bislang zusammenhängenden Gebiets der Gemeinde Mettmann gegen eine Änderung des Wahlkreiszuschnitts aus. Die Wahlkreiskommission hält jedoch nach Abwägung aller vorgetragenen Argumente an ihrem Vorschlag fest, da auch hier eine kontinuierliche Bevölkerungsentwicklung und ein damit einhergehender Anstieg des negativen Abweichungswerts im Wahlkreis 106 Mettmann II zu verzeichnen ist (siehe Anlage 5.5). – Wahlkreis 117 Duisburg Der Wahlkreis 117 Duisburg II könnte mit dem Stadtteil Duissern der Stadt Duisburg einen von neun Stadtteilen des Stadtbezirks 500 (Mitte) aus dem Wahlkreis 116 Duisburg I aufnehmen. Damit würde im Wahlkreis 116 Duisburg I der Abweichungswert von – 13,2 Prozent
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auf – 18,4 Prozent steigen, jedoch im Wahlkreis 117 Duisburg II von – 22,7 Prozent auf – 17,5 Prozent sinken. Unter den von der Kommission erwogenen Varianten, die alle weiterhin zu hohen Unterschreitungen des Bundesdurchschnitts der Bevölkerungszahl in den dann neu abgegrenzten Wahlkreisen führen, ist diese Alternative mit dem schonenderen Eingriff in die bestehende Abgrenzung verbunden und daher aus Sicht der Wahlkreiskommission im Einvernehmen mit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen vorzugswürdig. – Wahlkreise 132 Gütersloh, 133 Bielefeld und 138 Paderborn Die Wahlkreise 132 Gütersloh (neu: Gütersloh I), 133 Bielefeld und 138 Paderborn könnten unter Einbeziehung des Wahlkreises 136 Lippe I (– 15,0 Prozent, neu: Lippe I – Gütersloh II) neu eingeteilt werden. Der Wahlkreis 133 Bielefeld könnte die Gemeinde Werther aus dem Kreis Gütersloh an den Wahlkreis 132 Gütersloh (neu: Gütersloh I) abgeben. Der Wahlkreis 136 Lippe I (neu: Lippe I – Gütersloh II) würde die Gemeinde Verl aus dem Kreis Gütersloh aus dem Wahlkreis 132 Gütersloh (neu: Gütersloh I) aufnehmen. Ferner könnte der Wahlkreis 138 Paderborn die Gemeinde Schloß Holte-Stukenbrock aus dem Kreis Gütersloh an den Wahlkreis 136 Lippe I (neu: Lippe I – Gütersloh II) abgeben. Der Abweichungswert im Wahlkreis 132 (neu: Gütersloh I) würde sodann von + 15,4 Prozent auf + 10,6 Prozent zurückgehen, im Wahlkreis 133 Bielefeld von + 18,3 Prozent auf + 14,0 Prozent, im Wahlkreis 136 (neu: Lippe I – Gütersloh II) von – 15,0 Prozent auf + 4,0 Prozent und im Wahlkreis 138 Paderborn von + 21,7 Prozent auf + 11,7 Prozent. Der Landesregierung erscheint die vorgeschlagene Neuabgrenzung in dieser Wahlperiode insbesondere mit Blick auf den Grundsatz der Wahlkreiskontinuität und die bereits mehrfach erfolgte Verlagerung der Gemeinde Schloß Holte-Stukenbrock in den vorangegan-



Drucksache 17/4642 genen Wahlperioden sowie unter Hinweis auf die Abweichungswerte in den Wahlkreisen 132 Gütersloh und 136 Lippe I von etwa ±15 Prozent und im Wahlkreis 133 Bielefeld von deutlich unter +20 Prozent nicht erforderlich. Die Wahlkreiskommission hat die Argumente der Landesregierung gewürdigt. Die Gemeinde Schloß Holte-Stukenbrock ist zwar in der 15. Wahlperiode vom Wahlkreis 132 Gütersloh in den Wahlkreis 138 Paderborn umgesetzt worden, lag jedoch zuvor seit der Wahl zum 9. Deutschen Bundestag stets im Wahlkreis 132 (zuvor 101) Gütersloh. Daher hält die Wahlkreiskommission an ihrem Vorschlag fest, da nur so der hohe Abweichungswert im Wahlkreis 138 Paderborn, der seit 2006 kontinuierlich angestiegen ist (vgl. Anlage 5.5) und die weiteren Abweichungswerte der übrigen Wahlkreise verringert werden können.



– Wahlkreise 120 Essen II, 122 Recklinghausen I, 146 Hamm – Unna II Die Wahlkreiskommission sieht im Einvernehmen mit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen von Änderungsvorschlägen für die genannten Wahlkreise ab, weil – im Wahlkreis 120 Essen II die klare Gliederung innerhalb der Essener Stadtgrenzen nach Stadtbezirksgrenzen beibehalten und Stadtbezirke nicht durchschnitten werden sollten; – eine Neuabgrenzung des Wahlkreises 122 Recklinghausen I die Durchschneidung der Gemeinde Dorsten, die bisher in Gänze zum Wahlkreis 126 Bottrop – Recklinghausen III gehört, zur Folge hätte; – im Wahlkreis 146 Hamm – Unna II die prozentuale Überschreitung der Bevölkerungszahl vom Bundesdurchschnitt im Zeitraum 2006 bis 2009 von + 16,5 Prozent auf + 15,6 Prozent gesunken ist. Es kann damit gerechnet werden, dass die Abweichung bei der nächsten Bundestagswahl sogar unter + 15 Prozent liegen wird.
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4.2.2.11 Rheinland-Pfalz Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Rheinland-Pfalz um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 198



Neuwied



+ 18,3 %



203



Bitburg



– 19,8 %



206



Mainz



+ 19,2 %



– Wahlkreis 198 Neuwied Die Wahlkreiskommission sieht in Übereinstimmung mit der Landesregierung von einem Änderungsvorschlag ab, weil sich der Abweichungswert des Wahlkreises 198 Neuwied seit dem 31. Dezember 2006 kontinuierlich um 1,4 Prozentpunkte verringert hat (siehe Anlage 5.5). Zudem besteht der Wahlkreis aus den beiden abgeschlossenen Landkreisen Altenkirchen (Westerwald) und Neuwied, die bei einer Neuabgrenzung durchschnitten werden müssten. Daher hält die Kommission es für sachgerecht, die weitere Bevölkerungsentwicklung abzuwarten. – Wahlkreis 203 Bitburg Die Wahlkreiskommission schlägt die Umsetzung der Verbandsgemeinde Adenau aus dem Landkreis Ahrweiler vom Wahlkreis 199 Ahrweiler in den Wahlkreis 203 Bitburg vor. Dadurch würde die Abweichung im Wahlkreis 203 Bitburg auf – 14,7 Prozent sinken und im Wahlkreis 199 Ahrweiler von – 6,2 Prozent auf – 11,3 Prozent steigen. Die Landesregierung lehnt diesen Kommissionsvorschlag ab; sie zieht es vor, den derzeitigen Abweichungswert zu tolerieren und die Ergebnisse des Zensus 2011 abzuwarten. Die damit angestrebte Feststellung amtlicher Einwohnerzahlen habe unter anderem zum Ziel, die Einteilung der Bundestagswahlkreise zu überprüfen. Es würden zum Teil erhebliche Abwei-



chungen zwischen den amtlichen Einwohnerzahlen und den tatsächlichen Bevölkerungszahlen erwartet. Wie bereits oben unter Ziffer 2 dargelegt, werden die Ergebnisse des Zensus 2011 erst im November 2012 vorliegen und für die Einteilung der Bundestagswahlkreise zur Bundestagswahl 2013 nicht mehr relevant sein. Der negative Abweichungswert im Wahlkreis 203 Bitburg hat sich jedoch seit dem 31. Dezember 2006 kontinuierlich um 1,2 Prozentpunkte erhöht (siehe Anlage 5.5). Im Hinblick auf diese stetige Bevölkerungsabnahme im Wahlkreis 203 Bitburg und die deutliche Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze von – 15 Prozent hält die Wahlkreiskommission daher an ihrem Vorschlag fest. – Wahlkreis 206 Mainz Die Wahlkreiskommission spricht sich dafür aus, die Verbandsgemeinde Sprendlingen-Gensingen aus dem Landkreis Mainz-Bingen vom Wahlkreis 206 Mainz in den Wahlkreis 202 Kreuznach umzusetzen. Dadurch würde sich die Abweichung im Wahlkreis 206 Mainz auf + 14,0 Prozent und im Wahlkreis 202 Kreuznach von – 10,5 Prozent auf – 5,3 Prozent verringern. Dabei hat die Wahlkreiskommission – wie bei dem vorgenannten Vorschlag zur Neuabgrenzung des Wahlkreises 203 Bitburg – in ihre Überlegungen einbezogen, dass sich die Landesregierung in ihrer Stellungnahme mit Blick auf den Zensus 2011 dafür ausgesprochen hat, die Abgrenzung des Wahlkreises 206 nicht zu verändern. Angesichts des aus zeitlichen Gründen nicht berücksichtigungsfähigen Ergebnisses des Zensus, der deutlichen Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze von + 15 Prozent und besonders des stetigen Anstiegs des Abweichungswertes von + 17,4 Prozent am 31. Dezember 2006 um 1,8 Prozentpunkte auf nunmehr + 19,2 Prozent (vgl. Anlage 5.5), erscheint nach Auffassung der Wahlkreiskommission jedoch die vorgeschlagene Neuabgrenzung geboten.
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4.2.2.12 Saarland Da keiner der Wahlkreise des Saarlandes die gesetzliche Toleranzgrenze von 15 Prozent überschreitet, sieht die Wahlkreiskommission in Übereinstimmung mit der Saarländischen Landesregierung keinen Anlass, Änderungen der Wahlkreisabgrenzung vorzuschlagen. 4.2.2.13 Sachsen Die Bevölkerungszahl weicht nur im Wahlkreis 152 Nordsachsen mit – 18,0 Prozent um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab. Im Hinblick darauf, dass Sachsen in der 16. Wahlperiode einen Wahlkreis verloren hat und bis auf drei Wahlkreise alle Wahlkreise – darunter auch der Wahlkreis 152 Nordsachsen – neu zugeschnitten wurden, macht die Wahlkreiskommission in Übereinstimmung mit der Staatsregierung des Freistaates Sachsen keinen Neuabgrenzungsvorschlag. 4.2.2.14 Sachsen-Anhalt Die Bevölkerungszahl weicht in folgenden Wahlkreisen des Landes Sachsen-Anhalt um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab: 67



Altmark



– 15,5 %



70



Magdeburg



+ 15,9 %
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Die Wahlkreiskommission sieht in Übereinstimmung mit der Landesregierung von Sachsen-Anhalt von einem Änderungsvorschlag für den Wahlkreis 67 Altmark ab, da die gesetzliche Toleranzgrenze von – 15 Prozent nur geringfügig überschritten wird. Das Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt hat vorgeschlagen, wegen Gebiets- und Namensänderungen auf kommunaler Ebene geringfügige Korrekturen der Abgrenzungen der Wahlkreise 69 Harz, 70 Magdeburg und 72 Anhalt vorzunehmen. Dabei handelt es sich zum einen um den Wahlkreiswechsel der bislang dem Wahlkreis 72 Anhalt zugeordneten ehemaligen Gemeinde Schackstedt des Salzlandkreises in den Wahlkreis 69 Harz, weil Schackstedt seit dem 1. Januar 2010 in die dem Wahlkreis 69 Harz zugeordnete Stadt Aschersleben des Salzlandkreises eingemeindet ist. Zum anderen soll der Ortsteil Förderstedt der Stadt Staßfurt (bisher im Wahlkreis 70 Magdeburg) zu den übrigen Ortsteilen der Stadt Staßfurt in den Wahlkreis 72 Anhalt umgesetzt werden. Die Wahlkreiskommission greift diese Vorschläge in Übereinstimmung mit der Landesregierung auf, weil sie dem Grundsatz der Einhaltung der Gemeindegrenzen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 BWG Rechnung tragen. Für den Wahlkreis 70 Magdeburg ändert sich der Abweichungswert von + 15,9 Prozent auf + 13,7 Prozent.



5,1



75



12,9



72



70



15,9



Bundeslandgrenze Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009 Landkreisgrenzen



Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag



8,0



69



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag umgesetzte Gemeinden bzw. Gemeindeteile



71



-10,7



10,2



68



5,1



75



14,9



72



13,7



70
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Gebietsstand : 31.1 2.2009



71



-10,7



– 38 –



Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009



7,8



69



10,2



68



Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Sachsen-Anhalt Ausschnitt für WK 69, 70 und 72
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4.2.2.15 Schleswig-Holstein Die Bevölkerungszahl weicht nur im Wahlkreis 8 Segeberg – Stormarn-Nord mit + 15,5 Prozent um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab. Im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung im vorgenannten Wahlkreis und die nur geringfügige Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze sieht die Wahlkreiskommission nach Erörterung und unter Zugrundelegung der in § 3 Absatz 1 BWG genannten Kriterien im Einvernehmen mit der Landesregierung Schleswig-Holstein von einem Änderungsvorschlag ab. 4.2.2.16 Thüringen Die Bevölkerungszahl weicht nur im Wahlkreis 195 Greiz – Altenburger Land mit – 17,4 Prozent um mehr als 15 Prozent vom Bevölkerungsdurchschnitt aller Wahlkreise ab. Im Hinblick darauf, dass der Wahlkreis aus zwei geschlossenen Landkreisen besteht und dass durch das 17. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 11. März 2005 (BGBl. I S. 674) mehrere Thüringer Wahl-
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kreise neu zugeschnitten werden mussten, hält die Wahlkreiskommission diese Überschreitung der gesetzlichen Toleranzgrenze von – 15 Prozent im Einvernehmen mit der Landesregierung des Freistaats Thüringen noch für hinnehmbar und schlägt daher keine Neuabgrenzung vor. Mit dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden in den Jahren 2008 und 2009 vom 19. November 2008 (GVBl. Thüringen S. 397) wurde die bisher zum Wahlkreis 193 Erfurt – Weimar – Weimarer Land II gehörende Gemeinde Gutendorf in die Stadt Bad Berka eingegliedert. Daher schlägt die Wahlkreiskommission im Einvernehmen mit der Landesregierung des Freistaates Thüringen vor, den Gemeindeteil Gutendorf der Stadt Bad Berka in den Wahlkreis 191 Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I umzusetzen, um die Stadt Bad Berka vollständig diesem Wahlkreis zuzuordnen. Dadurch ändern sich die Abweichungen im Wahlkreis 191 Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I von – 7,2 Prozent auf – 7,1 Prozent und im Wahlkreis 193 Erfurt – Weimar – Weimarer Land II von + 6,7 Prozent auf + 6,6 Prozent.



5,1



196



-7,2



191



Bundeslandgrenze Wahlkreisgrenzen entsprechend der BTW 2009 Landkreisgrenzen



13,0



194



Wahlkreisgrenzen entsprechend dem Änderungsvorschlag umgesetzte Gemeinden bzw. Gemeindeteile



Wahlkreiseinteilung entsprechend dem Änderungsvorschlag



-1,3



192



6,6



193



5,1



196



-7,1



191
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13,0



194



– 40 –



Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009



-1,3



192



6,7



193



Vergleich der Wahlkreiseinteilung zur BTW 2009 mit dem Vorschlag für das Bundesland Thüringen Ausschnitt für WK 191 und 193
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Wiesbaden, den 21. Januar 2011



Die Wahlkreiskommission



Roderich Egeler Ilse-Sabine Beck



Helga Block



Christiane Friedrich



Wolfgang Hannappel



Doris Petersen-Goes



Dr. Cornelius Thum



2 687 425 1 612 879 1 534 853 7 406 139 578 445 2 446 621 2 314 050 2 969 466 16 003 993 4 054 656 5 389 333 2 202 259 3 706 222 11 346 304 9 480 946 937 752



Anzahl



100



3,6 2,2 2,1 9,9 0,8 3,3 3,1 4,0 21,4 5,4 7,2 2,9 5,0 15,2 12,7 1,3



%



299



11 7 6 30 2 10 9 12 64 16 21 9 15 45 38 4



für die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag



X



249 737 =



Divisor



X



10,761023 6,458312 6,145879 29,655762 2,316217 9,796793 9,265950 11,890376 64,083405 16,235708 21,580040 8,818315 14,840504 45,433024 37,963732 3,754959



ungerundet



299



11 6 6 30 2 10 9 12 64 16 22 9 15 45 38 4



gerundet



Zahl der Wahlkreise nach der deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009



1



– – – – – – – – – – 1 – – – – –



1



– 1 – – – – – – – – – – – – – –



weniger



als bisher



mehr



– 42 –



Bundesgebiet 74 671 343 ____________ *) Fortgeschriebene deutsche Bevölkerung.



Schleswig-Holstein Mecklenburg-Vorpommern Hamburg Niedersachsen Bremen Brandenburg Sachsen-Anhalt Berlin Nordrhein-Westfalen Sachsen Hessen Thüringen Rheinland-Pfalz Bayern Baden-Württemberg Saarland



Land



Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009



– Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



5



Deutsche Bevölkerung *) am 31. Dezember 2009 sowie Verteilung der Wahlkreise auf die Länder



Drucksache 17/4642 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Anlagen



A n l a g e 5.1.1



2 686 657 1 609 507 1 537 672 7 398 447 578 095 2 443 896 2 307 397 2 973 082 15 990 602 4 047 236 5 387 308 2 197 309 3 701 650 11 342 228 9 476 247 936 096



Anzahl



100



3,6 2,2 2,1 9,9 0,8 3,3 3,1 4,0 21,4 5,4 7,2 2,9 5,0 15,2 12,7 1,3



%



249 543 =



X



299



Divisor



11 7 6 30 2 10 9 12 64 16 21 9 15 45 38 4



für die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag



299



11 6 6 30 2 10 9 12 64 16 22 9 15 45 38 4



10,766298 6,449812 6,161946 29,647956 2,316613 9,793477 9,246482 11,914095 64,079484 16,218576 21,588675 8,805324 14,833702 45,451954 37,974369 3,751238



X



gerundet



ungerundet



Zahl der Wahlkreise nach der deutschen Bevölkerung am 31. März 2010



1



– – – – – – – – – – 1 – – – – –



1



– 1 – – – – – – – – – – – – – –



weniger als bisher



mehr
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Bundesgebiet 74 613 429 ____________ *) Fortgeschriebene deutsche Bevölkerung.



Schleswig-Holstein Mecklenburg-Vorpommern Hamburg Niedersachsen Bremen Brandenburg Sachsen-Anhalt Berlin Nordrhein-Westfalen Sachsen Hessen Thüringen Rheinland-Pfalz Bayern Baden-Württemberg Saarland



Land



Deutsche Bevölkerung am 31. März 2010



– Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



Deutsche Bevölkerung *) am 31. März 2010 sowie Verteilung der Wahlkreise auf die Länder
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2 687 119 1 607 778 1 540 001 7 393 308 577 664 2 442 163 2 302 409 2 977 359 15 982 938 4 042 099 5 388 415 2 193 381 3 699 997 11 343 007 9 476 714 934 197



Anzahl



100



3,6 2,2 2,1 9,9 0,8 3,3 3,1 4,0 21,4 5,4 7,2 2,9 5,0 15,2 12,7 1,3



%



249 460 =



X



299



Divisor



11 7 6 30 2 10 9 12 64 16 21 9 15 45 38 4



für die Wahl zum 17. Deutschen Bundestag



299



11 6 6 30 2 10 9 12 64 16 22 9 15 45 38 4



10,771742 6,445032 6,173338 29,637245 2,315658 9,789797 9,229571 11,935215 64,070136 16,203393 21,600314 8,792515 14,832023 45,470238 37,988907 3,744876



X



gerundet



ungerundet



Zahl der Wahlkreise nach der deutschen Bevölkerung am 30. Juni 2010



1



– – – – – – – – – – 1 – – – – –



1



– 1 – – – – – – – – – – – – – –



weniger



als bisher



mehr



– 44 –



Bundesgebiet 74 588 549 ____________ *) Fortgeschriebene deutsche Bevölkerung.



Schleswig-Holstein Mecklenburg-Vorpommern Hamburg Niedersachsen Bremen Brandenburg Sachsen-Anhalt Berlin Nordrhein-Westfalen Sachsen Hessen Thüringen Rheinland-Pfalz Bayern Baden-Württemberg Saarland



Land



Deutsche Bevölkerung am 30. Juni 2010



– Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



Deutsche Bevölkerung *) am 30. Juni 2010 sowie Verteilung der Wahlkreise auf die Länder
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A n l a g e 5.1.3



2 682 937 2 686 310 2 687 035 2 687 425 1 654 237 1 640 102 1 625 022 1 612 879 1 505 935 1 517 174 1 526 860 1 534 853 7 451 969 7 441 576 7 423 245 7 406 139 579 832 577 284 578 369 578 445 2 481 459 2 469 908 2 457 703 2 446 621 2 395 401 2 366 721 2 339 042 2 314 050 2 931 384 2 939 289 2 951 272 2 969 466 16 114 321 16 088 428 16 046 200 16 003 993 4 129 066 4 102 751 4 077 550 4 054 656 5 390 346 5 390 049 5 390 683 5 389 333 2 263 822 2 241 766 2 220 669 2 202 259 3 739 955 3 733 452 3 720 049 3 706 222 11 314 081 11 336 770 11 344 794 11 346 304 9 467 542 9 478 263 9 483 476 9 480 946 956 706 950 966 944 527 937 752 75 058 993 74 960 809 74 816 496 74 671 343



31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009



Land



Deutsche Bevölkerung am 31.12.1999 31.12.2000 31.12.2001 31.12.2002 31.12.2003 31.12.2004 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009 Zu- bzw. Abnahme gegenüber 1999 Schleswig-Holstein 100 0,5 1,0 1,4 1,7 2,0 2,1 2,2 2,3 2,3 2,4 Mecklenburg-Vorpommern 100 -0,9 -1,9 -2,9 -3,7 -4,4 -5,1 -5,9 -6,7 -7,5 -8,2 Hamburg 100 0,7 1,6 2,1 2,7 3,3 3,7 4,4 5,2 5,8 6,4 Niedersachsen 100 0,4 0,7 1,0 1,1 1,3 1,2 1,1 1,0 0,7 0,5 Bremen 100 -0,4 -0,7 -0,8 -0,8 -0,9 -0,9 -0,7 -1,1 -0,9 -0,9 Brandenburg 100 0,0 -0,5 -1,0 -1,3 -1,6 -1,9 -2,3 -2,8 -3,2 -3,7 Sachsen-Anhalt 100 -1,3 -2,7 -4,0 -5,1 -6,0 -7,0 -8,0 -9,1 -10,2 -11,2 Berlin 100 -0,2 -0,2 -0,2 -0,4 -0,7 -0,8 -0,7 -0,5 -0,1 0,6 Nordrhein-Westfalen 100 0,4 0,7 0,9 1,0 1,1 1,1 1,0 0,8 0,6 0,3 Sachsen 100 -0,8 -1,9 -2,8 -3,5 -4,1 -4,6 -5,2 -5,8 -6,4 -6,9 Hessen 100 0,5 1,0 1,2 1,3 1,5 1,4 1,3 1,3 1,3 1,3 Thüringen 100 -0,8 -1,7 -2,6 -3,4 -4,2 -5,0 -6,0 -6,9 -7,8 -8,5 Rheinland-Pfalz 100 0,2 0,4 0,6 0,6 0,7 0,6 0,4 0,2 -0,1 -0,5 Bayern 100 0,6 1,2 1,6 1,9 2,1 2,3 2,6 2,8 2,8 2,9 Baden-Württemberg 100 0,8 1,5 2,1 2,5 2,9 3,1 3,2 3,4 3,4 3,4 -0,2 -0,6 -0,9 -1,3 -1,6 -2,1 -2,7 -3,3 -3,9 -4,6 Saarland 100 Bundesgebiet 100 0,2 0,4 0,5 0,5 0,5 0,4 0,3 0,2 0,0 -0,2 _______________ *) Fortgeschriebene deutsche Bevölkerung.



Land



Deutsche Bevölkerung am 31.12.1999 31.12.2000 31.12.2001 31.12.2002 31.12.2003 31.12.2004 31.12.2005 Anzahl Schleswig-Holstein 2 625 421 2 637 978 2 650 873 2 663 081 2 670 132 2 677 474 2 680 420 Mecklenburg-Vorpommern 1 757 671 1 742 120 1 724 735 1 707 084 1 692 555 1 680 236 1 667 872 Hamburg 1 442 864 1 453 506 1 465 255 1 473 687 1 481 513 1 490 429 1 495 714 Niedersachsen 7 370 958 7 400 116 7 423 619 7 442 421 7 454 088 7 464 516 7 459 945 Bremen 583 902 581 461 579 554 579 464 578 947 578 603 578 878 Brandenburg 2 540 028 2 539 680 2 528 374 2 515 614 2 506 916 2 500 482 2 492 458 Sachsen-Anhalt 2 604 583 2 571 220 2 533 921 2 500 189 2 472 432 2 447 314 2 422 993 Berlin 2 953 105 2 947 901 2 947 657 2 947 648 2 941 152 2 933 283 2 928 671 Nordrhein-Westfalen 15 955 175 16 011 711 16 064 050 16 096 568 16 114 531 16 130 796 16 130 722 Sachsen 4 354 716 4 318 997 4 274 007 4 233 701 4 202 346 4 177 804 4 153 968 Hessen 5 321 458 5 346 962 5 372 280 5 386 132 5 389 395 5 403 072 5 395 136 Thüringen 2 407 409 2 388 604 2 366 366 2 345 408 2 325 700 2 307 463 2 286 802 Rheinland-Pfalz 3 724 454 3 732 121 3 740 897 3 746 017 3 746 107 3 749 549 3 745 917 Bayern 11 031 710 11 097 959 11 166 833 11 213 341 11 241 003 11 268 695 11 288 989 Baden-Württemberg 9 170 757 9 240 273 9 306 032 9 363 582 9 402 298 9 435 702 9 457 741 Saarland 983 153 981 363 977 593 974 789 970 736 967 492 962 666 Bundesgebiet 74 827 364 74 991 972 75 122 046 75 188 726 75 189 851 75 212 910 75 148 892



Entwicklung der deutschen Bevölkerung *) seit 1999



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 45 –
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21,282 44,120 2,335 10,417 17,416 5,771 63,811 36,677 11,811 14,895 9,628 10,159 10,500 3,932 29,479 7,030



21,316 44,243 2,318 10,250 17,218 5,794 63,832 36,837 11,752 14,878 9,522 10,125 10,516 3,912 29,501 6,945



21,269 44,209 2,294 10,032 16,921 5,801 63,597 36,842 11,670 14,810 9,368 10,010 10,495 3,870 29,390 6,828



21,374 44,499 2,300 9,922 16,801 5,848 63,878 37,159 11,697 14,866 9,308 9,983 10,568 3,868 29,535 6,774



21,335 44,499 2,292 9,787 16,636 5,865 63,792 37,220 11,643 14,829 9,207 9,924 10,570 3,843 29,508 6,700



21,352 44,533 2,287 9,672 16,510 5,890 63,748 37,289 11,592 14,818 9,119 9,882 10,581 3,823 29,499 6,640



21,391 44,760 2,295 9,607 16,470 5,930 63,957 37,499 11,612 14,852 9,067 9,882 10,628 3,817 29,578 6,613



21,378 44,871 2,299 9,500 16,376 5,972 63,908 37,548 11,626 14,832 8,978 9,841 10,640 3,794 29,554 6,561



21,500 45,220 2,303 9,440 16,365 6,052 64,173 37,806 11,724 14,892 8,942 9,852 10,715 3,793 29,683 6,542



21,544 45,339 2,311 9,348 16,296 6,102 64,128 37,900 11,795 14,867 8,875 9,822 10,739 3,775 29,667 6,494



21,580 45,433 2,316 9,266 16,236 6,146 64,083 37,964 11,890 14,841 8,818 9,797 10,761 3,755 29,656 6,458



21 45 2 9 16 6 64 38 12 15 9 10 11 4 30 7



0,282 -0,880 0,335 1,417 1,416 -0,229 -0,189 -0,189 -1,323 -0,105 0,628 0,159 -0,500 -0,068 -0,521 0,030



0,316 -0,757 0,318 1,250 1,218 -0,206 -0,168 -0,248 -1,163 -0,122 0,522 0,125 -0,484 -0,088 -0,499 -0,055



0,269 -0,791 0,294 1,032 0,921 -0,199 -0,403 -0,330 -1,158 -0,190 0,368 0,010 -0,505 -0,130 -0,610 -0,172



0,374 -0,501 0,300 0,922 0,801 -0,152 -0,122 -0,303 -0,841 -0,134 0,308 -0,017 -0,432 -0,132 -0,465 -0,226



0,335 -0,501 0,292 0,787 0,636 -0,135 -0,208 -0,357 -0,780 -0,171 0,207 -0,076 -0,430 -0,157 -0,492 -0,300



0,352 -0,467 0,287 0,672 0,510 -0,110 -0,252 -0,408 -0,711 -0,182 0,119 -0,118 -0,419 -0,177 -0,501 -0,360



0,391 -0,240 0,295 0,607 0,470 -0,070 -0,043 -0,388 -0,501 -0,148 0,067 -0,118 -0,372 -0,183 -0,422 -0,387



0,378 -0,129 0,299 0,500 0,376 -0,028 -0,092 -0,374 -0,452 -0,168 -0,022 -0,159 -0,360 -0,206 -0,446 -0,439



0,500 0,220 0,303 0,440 0,365 0,052 0,173 -0,276 -0,194 -0,108 -0,058 -0,148 -0,285 -0,207 -0,317 -0,458



0,544 0,339 0,311 0,348 0,296 0,102 0,128 -0,205 -0,100 -0,133 -0,125 -0,178 -0,261 -0,225 -0,333 -0,506



0,580 0,433 0,316 0,266 0,236 0,146 0,083 -0,110 -0,036 -0,159 -0,182 -0,203 -0,239 -0,245 -0,344 -0,542



Wahlkreise Wahlkreisanspruch zu den Wahlkreisen der 17. Wahlperiode 17. WP 31.12.1999 31.12.2000 31.12.2001 31.12.2002 31.12.2003 31.12.2004 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009



21 45 2 9 16 6 64 38 12 15 9 10 11 4 30 7



Wahlkreise Zahl der Wahlkreise am 17. WP 31.12.1999 31.12.2000 31.12.2001 31.12.2002 31.12.2003 31.12.2004 31.12.2005 31.12.2006 31.12.2007 31.12.2008 31.12.2009



– 46 –



Hessen Bayern Bremen Sachsen-Anhalt Sachsen Hamburg Nordrhein-Westfalen Berlin Baden-Württemberg Rheinland-Pfalz Thüringen Brandenburg Schleswig-Holstein Saarland Niedersachsen Mecklenburg-Vorpommern



Land



Hessen Bayern Bremen Sachsen-Anhalt Sachsen Hamburg Nordrhein-Westfalen Baden-Württemberg Berlin Rheinland-Pfalz Thüringen Brandenburg Schleswig-Holstein Saarland Niedersachsen Mecklenburg-Vorpommern



Land



– Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



Entwicklung der Wahlkreisansprüche seit 1999 in den Ländern
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A n l a g e 5.3.1



2 2 2 1 1 1 1 1 0 0 0 0 0 -1 -1 -1 -1 -1 -2 -2 -2



Schaubild: Entwicklung der Wahlkreisansprüche seit 1999 in den Ländern – Berechnungsverfahren Sainte-Laguë/Schepers –



HE BY HB ST SN HH NW BE BW RP TH BB SH SL NI MV
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31.12.2009



31.12.2008 31.12.2007 31.12.2006 31.12.2005



31.12.2004



31.12.2003



31.12.2002



31.12.2001



31.12.2000



31.12.1999
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Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



A n l a g e 5.4



g



Gegenwärtige und im Bericht vorgeschlagene Wahlkreise mit ihrer deutschen Bevölkerung am 31. Dezember 2009 sowie der Abweichung in Prozent vom Bundesdurchschnitt Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 für die gegenwärtigen vorgeschlagenen Wahlkreise Anzahl Abweichung1) Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name



Schleswig-Holstein 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11



Flensburg – Schleswig Nordfriesland – Dithmarschen Nord Steinburg – Dithmarschen Süd Rendsburg-Eckernförde Kiel Plön – Neumünster Pinneberg Segeberg – Stormarn-Nord Ostholstein Herzogtum Lauenburg – Stormarn-Süd Lübeck Insgesamt



272 880 224 817 214 946 240 746 238 642 214 427 281 168 288 341 215 084 283 510 212 864 2 687 425



9,3 -10,0 -13,9 -3,6 -4,4 -14,1 12,6 15,5 -13,9 13,5 -14,8 X



Mecklenburg-Vorpommern 12 Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim (vorgeschlagen: Schwerin – Nordwestmecklenburg – Mittleres Mecklenburg I) 13 Schwerin – Ludwigslust (vorgeschlagen: Südwestmecklenburg – Mittleres Mecklenburg II) 14 Rostock (vorgeschlagen: Rostock – Mittleres Mecklenburg III) 15 Stralsund – Nordvorpommern – Rügen (vorgeschlagen: Nordvorpommern – Mittleres Mecklenburg IV) 16 Greifswald – Demmin – Ostvorpommern (vorgeschlagen: Südvorpommern) 17 Bad Doberan – Güstrow – Müritz (vorgeschlagen: Mecklenburgische Seenplatte) 18 Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow (vorgeschlagen: Wegfall des Wahlkreises) Insgesamt



252 851



1,2



277 208



11,0



212 126 228 271



-15,1 -8,6



281 083 274 649



12,6 10,0



229 077



-8,3



269 261



7,8



235 077



-5,9



240 063



-3,9



243 984



-2,3



270 615



8,4



211 493 1 612 879



-15,3 X



308 939 216 429 226 067 249 232 262 721 271 465 1 534 853



23,7 -13,3 -9,5 -0,2 5,2 8,7 X



286 006 221 886 225 420



14,5 -11,2 -9,7



280 844



12,5



230 985 286 565 228 666 263 078 274 617 225 813 235 580 280 915 273 366 232 765



-7,5 14,7 -8,4 5,3 10,0 -9,6 -5,7 12,5 9,5 -6,8



Hamburg 19 20 21 22 23 24



Hamburg-Mitte Hamburg-Altona Hamburg-Eimsbüttel Hamburg-Nord Hamburg-Wandsbek Hamburg-Bergedorf – Harburg Insgesamt



Niedersachsen 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34



Aurich – Emden Unterems Friesland – Wilhelmshaven Oldenburg – Ammerland Delmenhorst – Wesermarsch – Oldenburg-Land Cuxhaven – Stade II Stade I – Rotenburg II Mittelems Cloppenburg – Vechta Diepholz – Nienburg I
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n o c h Anlage 5.4 Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 für die gegenwärtigen vorgeschlagenen Wahlkreise Anzahl Abweichung1) Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name



noch Niedersachsen 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 51 52 53 54



Osterholz – Verden Rotenburg I – Soltau-Fallingbostel Harburg Lüchow-Dannenberg – Lüneburg Osnabrück-Land Stadt Osnabrück Nienburg II – Schaumburg Stadt Hannover I Stadt Hannover II Hannover-Land I Celle – Uelzen Gifhorn – Peine Hameln-Pyrmont – Holzminden Hannover-Land II Hildesheim Salzgitter – Wolfenbüttel Braunschweig Helmstedt – Wolfsburg Goslar – Northeim – Osterode Göttingen Insgesamt



233 243 205 108 233 989 214 964 247 807 241 529 238 591 217 815 228 445 281 714 260 376 264 281 229 674 287 753 268 887 253 255 224 026 219 880 248 756 273 696 7 406 139



-6,6 -17,9 -6,3 -13,9 -0,8 -3,3 -4,5 -12,8 -8,5 12,8 4,3 5,8 -8,0 15,2 7,7 1,4 -10,3 -12,0 -0,4 9,6 X



302 077 276 368 578 445



21,0 10,7 X



287 939 290 506



15,3 16,3



Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I 195 307 Uckermark – Barnim I 193 822 Oberhavel – Havelland II 296 493 Märkisch-Oderland – Barnim II 293 019 Brandenburg an der Havel – Potsdam-Mittelmark I – 225 980 Havelland III – Teltow-Fläming I Potsdam – Potsdam-Mittelmark II – Teltow-Fläming II 283 982 Dahme-Spreewald – Teltow-Fläming III – Oberspreewald-Lausitz 283 042 Frankfurt (Oder) – Oder-Spree 236 680 Cottbus – Spree-Neiße 222 956 Elbe-Elster – Oberspreewald-Lausitz II 215 340 Insgesamt 2 446 621



-21,8 -22,4 18,7 17,3



211 624 225 429 280 176 261 412



-15,3 -9,7 12,2 4,7



269 764 283 993



8,0 13,7



287 055



14,9



Bremen 55 Bremen I 56 Bremen II - Bremerhaven Insgesamt



Brandenburg 57 58 59 60 61 62 63 64 65 66



-9,5 13,7 13,3 -5,2 -10,7 -13,8 X



Sachsen-Anhalt 67 68 69 70 71 72 73 74 75



Altmark Börde – Jerichower Land Harz Magdeburg Dessau – Wittenberg Anhalt Halle Burgenland – Saalekreis Mansfeld Insgesamt



211 119 275 156 269 340 289 544 223 067 281 928 258 348 243 000 262 548 2 314 050



-15,5 10,2 7,8 15,9 -10,7 12,9 3,4 -2,7 5,1 X
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Wahlkreis Nr.



Name



Berlin 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87



Berlin-Mitte Berlin-Pankow Berlin-Reinickendorf Berlin-Spandau – Charlottenburg Nord Berlin-Steglitz – Zehlendorf Berlin-Charlottenburg – Wilmersdorf Berlin-Tempelhof – Schöneberg Berlin-Neukölln Berlin-Friedrichshain – Kreuzberg – Prenzlauer Berg Ost Berlin-Treptow – Köpenick Berlin-Marzahn – Hellersdorf Berlin-Lichtenberg Insgesamt



239 754 280 073 218 284 223 592 263 531 234 647 281 195 242 110 273 873 233 429 238 646 240 332 2 969 466



-4,0 12,1 -12,6 -10,5 5,5 -6,0 12,6 -3,1 9,7 -6,5 -4,4 -3,8 X



Nordrhein-Westfalen 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 100 101 102 103 104 105 106 107 108 109 110 111 112 113 114 115 116 117 118 119 120 121 122 123 124 125 126 127 128 129



Aachen (vorgeschlagen: Aachen I) Kreis Aachen (vorgeschlagen: Aachen II) Heinsberg Düren (vorgeschlagen: Düren – Rhein-Erft-Kreis III) Erftkreis I (vorgeschlagen: Rhein-Erft-Kreis I) Euskirchen – Erftkreis II (vorgeschlagen: Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II) Köln I Köln II Köln III Bonn Rhein-Sieg-Kreis I Rhein-Sieg-Kreis II Oberbergischer Kreis Rheinisch-Bergischer Kreis Leverkusen – Köln IV Wuppertal I Solingen – Remscheid – Wuppertal II Mettmann I Mettmann II Düsseldorf I Düsseldorf II Neuss I Mönchengladbach Krefeld I – Neuss II Viersen Kleve Wesel I Krefeld II – Wesel II Duisburg I Duisburg II Oberhausen – Wesel III Mülheim – Essen I Essen II Essen III Recklinghausen I Recklinghausen II Gelsenkirchen Steinfurt I – Borken I Bottrop – Recklinghausen III Borken II Coesfeld – Steinfurt II Steinfurt III



216 252 277 722 229 694 242 574 299 495



-13,4 11,2 -8,0 -2,9 19,9



298 804 222 510 258 667 238 711 270 348 286 560 263 037 261 219 259 841 261 154 257 673 276 322 244 158 200 016 250 674 228 930 258 068 230 313 247 291 280 247 279 253 251 012 220 022 216 698 193 098 249 488 228 067 204 251 225 940 204 298 232 464 223 512 252 167 247 106 246 040 236 142 239 956



19,6 -10,9 3,6 -4,4 8,3 14,7 5,3 4,6 4,0 4,6 3,2 10,6 -2,2 -19,9 0,4 -8,3 3,3 -7,8 -1,0 12,2 11,8 0,5 -11,9 -13,2 -22,7 -0,1 -8,7 -18,2 -9,5 -18,2 -6,9 -10,5 1,0 -1,1 -1,5 -5,4 -3,9



284 557 269 069



13,9 7,7



287 247



15,0



222 446 221 728



-10,9 -11,2



203 666 206 130



-18,4 -17,5
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n o c h Anlage 5.4 Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 für die gegenwärtigen vorgeschlagenen Wahlkreise Anzahl Abweichung1) Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name



noch Nordrhein-Westfalen 130 131 132 133 134 135 136 137 138 139 140 141 142 143 144 145 146 147 148 149 150 151



Münster Warendorf Gütersloh (vorgeschlagen: Gütersloh I) Bielefeld Herford – Minden-Lübbecke II Minden-Lübbecke I Lippe I (vorgeschlagen: Lippe I – Gütersloh II) Höxter – Lippe II Paderborn Hagen – Ennepe-Ruhr-Kreis I Ennepe-Ruhr-Kreis II Bochum I Herne – Bochum II Dortmund I Dortmund II Unna I Hamm – Unna II Soest Hochsauerlandkreis Siegen-Wittgenstein Olpe – Märkischer Kreis I Märkischer Kreis II Insgesamt



257 044 259 625 288 092 295 446 281 212 254 378 212 199 261 671 303 846 257 433 215 508 250 906 223 768 244 622 245 354 246 264 288 686 284 049 251 961 260 115 259 944 252 076 16 003 993



2,9 4,0 15,4 18,3 12,6 1,9 -15,0 4,8 21,7 3,1 -13,7 0,5 -10,4 -2,0 -1,8 -1,4 15,6 13,7 0,9 4,2 4,1 0,9 X



204 848 237 372 249 192 265 880 248 342 273 003 275 101 249 909 266 549 273 832 257 127 231 685 232 019 284 315 261 873 243 609 4 054 656



-18,0 -5,0 -0,2 6,5 -0,6 9,3 10,2 0,1 6,7 9,6 3,0 -7,2 -7,1 13,8 4,9 -2,5 X



230 857 269 050 218 075 234 090 227 889 256 733 277 301 293 453



-7,6 7,7 -12,7 -6,3 -8,7 2,8 11,0 17,5



220 775 303 238 267 040



-11,6 21,4 6,9



276 244 284 702



10,6 14,0



259 711



4,0



278 926



11,7



261 221 257 893



4,6 3,3



219 777



-12,0



215 003



-13,9



Sachsen 152 153 154 155 156 157 158 159 160 161 162 163 164 165 166 167



Nordsachsen Leipzig I Leipzig II Leipzig-Land Meißen Bautzen I Görlitz Sächsische Schweiz – Osterzgebirge Dresden I Dresden II – Bautzen II Mittelsachsen Chemnitz Chemnitzer Umland – Erzgebirgskreis II Erzgebirgskreis I Zwickau Vogtlandkreis Insgesamt



Hessen 168 169 170 171 172 173 174 175 175a



Waldeck Kassel Werra-Meißner – Hersfeld-Rotenburg Schwalm-Eder Marburg Lahn-Dill Gießen Fulda Main-Kinzig – Wetterau II – Schotten (vorgeschlagen: Neubildung des Wahlkreises) 176 Hochtaunus 177 Wetterau (vorgeschlagen: Wetterau I) 178 Rheingau-Taunus – Limburg
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Wahlkreis Nr.



Name noch Hessen



179 180 181 182 183 184 185 186 187 188



Wiesbaden Hanau Main-Taunus Frankfurt am Main I Frankfurt am Main II Groß-Gerau Offenbach Darmstadt Odenwald Bergstraße Insgesamt



221 767 297 525 237 332 252 914 279 038 210 670 281 415 285 810 286 336 238 025 5 389 333



-11,2 19,1 -5,0 1,3 11,7 -15,6 12,7 14,4 14,7 -4,7 X



240 079 231 868 231 703 246 372 266 559 282 304 206 304 262 354 234 716 2 202 259



-3,9 -7,2 -7,2 -1,3 6,7 13,0 -17,4 5,1 -6,0 X



295 390 234 295 232 198 213 126 223 627 200 206 228 399 255 850 297 689 244 082 262 077 264 353 281 614 215 279 258 037 3 706 222



18,3 -6,2 -7,0 -14,7 -10,5 -19,8 -8,5 2,4 19,2 -2,3 4,9 5,9 12,8 -13,8 3,3 X



203 522 234 650 255 924 306 827 308 647 251 071 269 041 240 099 264 902 287 605 282 530 309 348



-18,5 -6,0 2,5 22,9 23,6 0,5 7,7 -3,9 6,1 15,2 13,1 23,9



217 623



-12,9



231 926



-7,1



266 336



6,6



221 452



-11,3



236 612 213 049



-5,3 -14,7



284 704



14,0



281 698 274 260 282 873



12,8 9,8 13,3



280 658 266 001 216 088 256 728



12,4 6,5 -13,5 2,8



Thüringen 189 190 191 192 193 194 195 196 197



Eichsfeld – Nordhausen – Unstrut-Hainich-Kreis I Eisenach – Wartburgkreis – Unstrut-Hainich-Kreis II Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I Gotha – Ilm-Kreis Erfurt – Weimar – Weimarer Land II Gera – Jena – Saale-Holzland-Kreis Greiz – Altenburger Land Sonneberg – Saalfeld-Rudolstadt – Saale-Orla-Kreis Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen Insgesamt



Rheinland-Pfalz 198 199 200 201 202 203 204 205 206 207 208 209 210 211 212



Neuwied Ahrweiler Koblenz Mosel/Rhein-Hunsrück Kreuznach Bitburg Trier Montabaur Mainz Worms Ludwigshafen/Frankenthal Neustadt – Speyer Kaiserslautern Pirmasens Südpfalz Insgesamt



Bayern 213 214 215 216 217 218 219 220 221 222 223 224 224a



Altötting Erding – Ebersberg Freising Fürstenfeldbruck Ingolstadt München-Nord München-Ost München-Süd München-West/Mitte München-Land Rosenheim Starnberg (vorgeschlagen: Bad Tölz-Wolfratshausen) Starnberg (vorgeschlagen: Neubildung eines Wahlkreises)



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Drucksache 17/4642



– 53 –



n o c h Anlage 5.4 Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 für die gegenwärtigen vorgeschlagenen Wahlkreise Anzahl Abweichung1) Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name noch Bayern



225 226 227 228 229 230 231 232 233 234 235 236 237 238 239 240 241 242 243 244 245 246 247 248 249 250 251 252 253 254 255 256 257



Traunstein Weilheim Deggendorf Landshut Passau Rottal-Inn Straubing Amberg Regensburg Schwandorf Weiden Bamberg Bayreuth Coburg (vorgeschlagen: Coburg – Kulmbach) Hof Kulmbach (vorgeschlagen: Aufteilung des Wahlkreises) Ansbach Erlangen Fürth Nürnberg-Nord Nürnberg-Süd Roth Aschaffenburg Bad Kissingen Main-Spessart Schweinfurt Würzburg Augsburg-Stadt Augsburg-Land Donau-Ries Neu-Ulm Oberallgäu Ostallgäu Insgesamt



249 897 308 429 188 786 303 288 225 089 196 941 209 332 264 868 295 546 261 699 207 315 215 764 195 577 191 709 211 773 207 757 295 501 213 722 302 804 229 821 226 410 273 648 219 419 265 358 238 754 239 331 270 069 243 787 298 139 232 901 287 312 265 732 295 660 11 346 304



0,1 23,5 -24,4 21,4 -9,9 -21,1 -16,2 6,1 18,3 4,8 -17,0 -13,6 -21,7 -23,2 -15,2 -16,8 18,3 -14,4 21,2 -8,0 -9,3 9,6 -12,1 6,3 -4,4 -4,2 8,1 -2,4 19,4 -6,7 15,0 6,4 18,4 X



201 004 201 930 252 979 211 945 247 250



-19,5 -19,1 1,3 -15,1 -1,0



269 940 276 531 264 336



8,1 10,7 5,8



220 686 295 840



-11,6 18,5



282 308 259 618



13,0 4,0



288 335



15,5



269 643



8,0



290 145 288 676



16,2 15,6



Baden-Württemberg 258 259 260 261 262 263 264 265 266 267 268 269 270 271 272 273 274 275 276 277 278 279



Stuttgart I Stuttgart II Böblingen Esslingen Nürtingen Göppingen Waiblingen Ludwigsburg Neckar-Zaber Heilbronn Schwäbisch Hall – Hohenlohe Backnang – Schwäbisch Gmünd Aalen – Heidenheim Karlsruhe-Stadt Karlsruhe-Land Rastatt Heidelberg Mannheim Odenwald – Tauber Rhein-Neckar Bruchsal – Schwetzingen Pforzheim



234 788 230 220 305 485 205 154 252 493 221 082 272 685 256 727 277 052 301 769 277 593 219 031 277 843 247 994 255 870 254 539 264 606 239 294 266 491 242 150 236 434 274 393



-6,0 -7,8 22,3 -17,9 1,1 -11,5 9,2 2,8 10,9 20,8 11,2 -12,3 11,3 -0,7 2,5 1,9 6,0 -4,2 6,7 -3,0 -5,3 9,9
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Wahlkreis Nr.



Name



noch Baden-Württemberg 280 281 282 283 284 285 286 287 288 289 290 291 292 293 294 295



Calw Freiburg Lörrach – Müllheim Emmendingen – Lahr Offenburg Rottweil – Tuttlingen Schwarzwald-Baar Konstanz Waldshut Reutlingen Tübingen Ulm Biberach Bodensee Ravensburg Zollernalb – Sigmaringen Insgesamt



251 227 269 770 278 207 263 296 251 118 249 492 205 128 245 594 221 567 247 525 240 745 274 723 204 628 206 928 227 744 229 561 9 480 946



0,6 8,0 11,4 5,4 0,6 -0,1 -17,9 -1,7 -11,3 -0,9 -3,6 10,0 -18,1 -17,1 -8,8 -8,1 X



239 086 251 255 213 489 233 922 937 752



-4,3 0,6 -14,5 -6,3 X



74 671 343



X



Saarland 296 297 298 299



Saarbrücken Saarlouis Sankt Wendel Homburg Insgesamt



Bundesgebiet Insgesamt 1) In % vom Bundesdurchschnitt: 249 737. = Abweichung von 15 % und mehr vom Bundesdurchschnitt.



Flensburg – Schleswig Nordfriesland – Dithmarschen Nord Steinburg – Dithmarschen Süd Rendsburg-Eckernförde Kiel Plön – Neumünster Pinneberg Segeberg – Stormarn-Nord Ostholstein Herzogtum Lauenburg – Stormarn-Süd Lübeck Insgesamt



Wismar – Nordwestmecklenburg – Parchim Schwerin – Ludwigslust Rostock Stralsund – Nordvorpommern – Rügen Greifswald – Demmin – Ostvorpommern Bad Doberan – Güstrow – Müritz Neubrandenburg – Mecklenburg-Strelitz – Uecker-Randow Insgesamt



Hamburg-Mitte 6) Hamburg-Altona 6) Hamburg-Eimsbüttel 6) Hamburg-Nord Hamburg-Wandsbek 6 Hamburg-Bergedorf – Harburg ) Insgesamt



12 13 14 15 16 17 18



19 20 21 22 23 24



Name



1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11



Nr.



Wahlkreis



272 617 226 071 216 843 242 486 235 959 215 367 279 257 287 054 215 801 282 417 212 438 2 686 310



-11,9 X



221 143 1 654 237



X



-2,8 3,8



258 036 215 441 226 640 233 556 239 540 248 982



245 770 262 433



217 907 1 640 102



Hamburg



3,7 -13,6 -9,9 -6,0 -3,6 0,2



Mecklenburg-Vorpommern



8,2 -9,9 -13,0 -3,3 -6,7 -14,1 11,0 13,9 -14,0 12,2 -15,6 X



Schleswig-Holstein



Anzahl



3)



X



-2,0 4,7



-13,1 X



2,9 -14,1 -9,6 -6,8 -4,5 -0,7



8,7 -9,8 -13,5 -3,3 -5,9 -14,1 11,4 14,5 -13,9 12,6 -15,3 X



Abweichung



31. Dezember 2007



306 719 214 939 223 999 247 585 262 276 271 342 1 526 860



214 548 1 625 022



255 196 213 674 227 238 231 067 237 012 246 287



273 017 225 424 216 010 241 537 237 413 214 956 280 047 287 623 215 409 283 014 212 585 2 687 035



Anzahl



4)



22,6 -14,1 -10,5 -1,1 4,8 8,4 X



-14,3 X



2,0 -14,6 -9,2 -7,7 -5,3 -1,6



9,1 -9,9 -13,7 -3,5 -5,1 -14,1 11,9 14,9 -13,9 13,1 -15,0 X



Abweichung



31. Dezember 2008



308 939 216 429 226 067 249 232 262 721 271 465 1 534 853



211 493 1 612 879



252 851 212 126 228 271 229 077 235 077 243 984



272 880 224 817 214 946 240 746 238 642 214 427 281 168 288 341 215 084 283 510 212 864 2 687 425



Anzahl



5)



23,7 -13,3 -9,5 -0,2 5,2 8,7 X



-15,3 X



1,2 -15,1 -8,6 -8,3 -5,9 -2,3



9,3 -10,0 -13,9 -3,6 -4,4 -14,1 12,6 15,5 -13,9 13,5 -14,8 X



Abweichung



31. Dezember 2009



– 55 –



243 950 260 488



2)



Abweichung



260 308 216 964 226 288 236 090 241 923 251 521



271 589 226 081 218 417 242 849 234 294 215 681 278 548 286 033 215 982 281 562 211 901 2 682 937



Anzahl



31. Dezember 2006



Gegenwärtige Wahlkreise und deren Abweichungen seit 31. Dezember 2006
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Aurich – Emden Unterems Friesland – Wilhelmshaven Oldenburg – Ammerland Delmenhorst – Wesermarsch – Oldenburg-Land 6) Cuxhaven – Stade II Stade I – Rotenburg II 6) Mittelems Cloppenburg – Vechta Diepholz – Nienburg I 6) Osterholz – Verden 6) Rotenburg I – Soltau-Fallingbostel 6) Harburg Lüchow-Dannenberg – Lüneburg 6) Osnabrück-Land Stadt Osnabrück Nienburg II – Schaumburg Stadt Hannover I Stadt Hannover II Hannover-Land I Celle – Uelzen Gifhorn – Peine Hameln-Pyrmont – Holzminden Hannover-Land II Hildesheim Salzgitter – Wolfenbüttel Braunschweig Helmstedt – Wolfsburg Goslar – Northeim – Osterode Göttingen Insgesamt



Name



Anzahl



-0,6 -3,8 -3,3 -14,4 -10,6 12,6 5,4 6,4 -6,0 15,1 9,0 3,6 -12,0 -11,6 2,2 10,1 X



249 626 241 474 242 834 214 895 224 384 282 733 264 552 267 184 235 950 288 889 273 614 260 141 220 815 221 890 256 568 276 426



19,7 11,3 X



Bremen



12,3 8,4 -6,3



281 850 272 089 235 099



299 343 277 941 577 284



249 277 241 215 241 783 215 956 225 492 282 571 263 430 266 331 234 443 288 762 272 511 257 754 221 519 220 681 254 257 276 424



282 045 273 422 234 540



231 787 288 271 230 934 260 495 276 343



3)



19,4 10,9 X



-0,6 -3,8 -3,6 -13,9 -10,1 12,7 5,1 6,2 -6,5 15,2 8,7 2,8 -11,6 -12,0 1,4 10,3 X



12,5 9,1 -6,4



-7,5 15,0 -7,9 3,9 10,2



Abweichung



31. Dezember 2007



Niedersachsen -7,7 15,1 -7,5 3,5 10,2



300 369 279 463 579 832



2)



Abweichung



231 744 289 060 232 160 259 803 276 641



Anzahl



31. Dezember 2006



301 158 277 211 578 369



231 328 287 533 229 646 261 544 275 185 226 809 235 433 281 694 273 421 233 735 233 734 206 075 233 110 214 849 248 736 241 474 240 297 216 776 227 438 281 902 261 601 265 167 231 934 288 316 270 777 255 418 222 645 220 258 251 591 274 819 7 423 245



Anzahl



4)



20,4 10,8 X



-7,6 14,9 -8,2 4,5 10,0 -9,4 -5,9 12,6 9,3 -6,6 -6,6 -17,6 -6,8 -14,1 -0,6 -3,5 -4,0 -13,4 -9,1 12,7 4,5 6,0 -7,3 15,2 8,2 2,1 -11,0 -12,0 0,5 9,8 X



Abweichung



31. Dezember 2008



302 077 276 368 578 445



230 985 286 565 228 666 263 078 274 617 225 813 235 580 280 915 273 366 232 765 233 243 205 108 233 989 214 964 247 807 241 529 238 591 217 815 228 445 281 714 260 376 264 281 229 674 287 753 268 887 253 255 224 026 219 880 248 756 273 696 7 406 139



Anzahl



5)



21,0 10,7 X



-7,5 14,7 -8,4 5,3 10,0 -9,6 -5,7 12,5 9,5 -6,8 -6,6 -17,9 -6,3 -13,9 -0,8 -3,3 -4,5 -12,8 -8,5 12,8 4,3 5,8 -8,0 15,2 7,7 1,4 -10,3 -12,0 -0,4 9,6 X



Abweichung



31. Dezember 2009



– 56 –



55 Bremen I 56 Bremen II - Bremerhaven Insgesamt



25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 51 52 53 54



Nr.



Wahlkreis



Drucksache 17/4642 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



n o c h Anlage 5.5



Altmark Börde – Jerichower Land 6) Harz 6) Magdeburg 6) Dessau – Wittenberg 6) Anhalt 6) Halle 6) Burgenland – Saalekreis 6) Mansfeld 6) Insgesamt



67 68 69 70 71 72 73 74 75



76 77 78 79 80 81 82 83 84



-7,3



232 649



-7,3 8,7 -12,2 -11,3 3,8 -6,9 11,7 -5,4 5,6 -9,0



264 991 228 465



X



-12,1



232 626 272 881 220 490 222 763 260 503 233 666 280 431 237 506



220 539



240 732 228 083 222 504



230 419



294 503



Berlin



265 707 229 082



233 254 273 616 221 084 223 364 261 206 234 296 281 187 238 146



217 417



Sachsen-Anhalt



-3,4 -7,9 -9,7 X



16,7



293 050



200 263



3)



6,0 -8,6



-7,0 9,1 -11,8 -10,9 4,2 -6,5 12,2 -5,0



X



-13,3



-4,0 -9,0 -11,2 X



-8,1



17,5



-20,1



Abweichung



31. Dezember 2007 Anzahl



Brandenburg -19,2



242 545 231 108 226 647



2)



Abweichung



202 878



Anzahl



31. Dezember 2006



270 996 231 860



237 030 277 661 218 783 222 703 262 243 234 231 279 950 239 495



8,3 -7,3



-5,3 11,0 -12,6 -11,0 4,8 -6,4 11,9 -4,3



-14,4 11,1 9,0 16,0 -9,8 14,3 3,6 -1,6 6,5 X



13,1 -4,6 -10,0 -12,5 X



283 113 238 795 225 140 218 841 2 457 703



-21,0 -21,6 18,1 17,3 -9,0 12,3



214 194 278 015 272 719 290 138 225 781 286 075 259 266 246 326 266 528 2 339 042



4)



Abweichung



227 783 281 040



197 734 196 102 295 599 293 556



Anzahl



31. Dezember 2008



273 873 233 429



239 754 280 073 218 284 223 592 263 531 234 647 281 195 242 110



211 119 275 156 269 340 289 544 223 067 281 928 258 348 243 000 262 548 2 314 050



283 042 236 680 222 956 215 340 2 446 621



225 980 283 982



195 307 193 822 296 493 293 019



Anzahl



5)



9,7 -6,5



-4,0 12,1 -12,6 -10,5 5,5 -6,0 12,6 -3,1



-15,5 10,2 7,8 15,9 -10,7 12,9 3,4 -2,7 5,1 X



13,3 -5,2 -10,7 -13,8 X



-9,5 13,7



-21,8 -22,4 18,7 17,3



Abweichung



31. Dezember 2009



– 57 –



Berlin-Mitte Berlin-Pankow Berlin-Reinickendorf Berlin-Spandau – Charlottenburg Nord Berlin-Steglitz – Zehlendorf Berlin-Charlottenburg – Wilmersdorf Berlin-Tempelhof – Schöneberg Berlin-Neukölln Berlin-Friedrichshain – Kreuzberg – Prenzlauer Berg Ost 85 Berlin-Treptow – Köpenick



64 65 66



62 63



Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I Uckermark – Barnim I 6) Oberhavel – Havelland II Märkisch-Oderland – Barnim II 6) Brandenburg an der Havel – Potsdam-Mittelmark I – Havelland III – Teltow-Fläming I Potsdam – Potsdam-Mittelmark II – Teltow-Fläming II 6) Dahme-Spreewald – Teltow-Fläming III – Oberspreewald-Lausitz I 6) Frankfurt (Oder) – Oder-Spree Cottbus – Spree-Neiße Elbe-Elster – Oberspreewald-Lausitz II Insgesamt



Name



57 58 59 60 61



Nr.



Wahlkreis



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Drucksache 17/4642 n o c h Anlage 5.5



Name



88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 100 101 102 103 104 105 106 107 108 109 110 111 112 113 114 115 116 117 118 119 120 121



Aachen Kreis Aachen Heinsberg Düren Erftkreis I Euskirchen – Erftkreis II Köln I Köln II Köln III Bonn Rhein-Sieg-Kreis I Rhein-Sieg-Kreis II Oberbergischer Kreis Rheinisch-Bergischer Kreis Leverkusen – Köln IV Wuppertal I Solingen – Remscheid – Wuppertal II Mettmann I Mettmann II Düsseldorf I Düsseldorf II Neuss I Mönchengladbach Krefeld I – Neuss II Viersen Kleve Wesel I Krefeld II – Wesel II Duisburg I Duisburg II Oberhausen – Wesel III Mülheim – Essen I Essen II Essen III



86 Berlin-Marzahn – Hellersdorf 87 Berlin-Lichtenberg Insgesamt



Nr.



Wahlkreis



214 431 278 501 232 131 244 560 297 254 300 354 218 633 252 743 234 744 263 228 284 943 262 898 265 548 259 936 260 496 262 061 280 368 245 610 203 022 247 262 226 642 258 208 232 953 248 047 281 830 282 301 252 936 222 379 220 311 196 444 253 726 231 175 206 761 228 724



240 257 236 805 2 931 384



Anzahl



2)



240 904 237 443 2 939 289



-14,6 10,9 -7,5 -2,6 18,4 19,6 -12,9 0,7 -6,5 4,9 13,5 4,7 5,8 3,5 3,8 4,4 11,7 -2,2 -19,1 -1,5 -9,7 2,9 -7,2 -1,2 12,3 12,5 0,8 -11,4 -12,2 -21,7 1,1 -7,9 -17,6 -8,9



214 885 278 689 231 501 244 175 298 363 300 086 219 792 254 084 235 988 265 631 285 903 262 863 264 551 260 015 261 067 260 968 279 500 245 217 202 171 248 560 227 832 258 304 232 294 247 704 281 668 281 773 252 247 221 980 219 126 195 388 252 413 230 286 206 117 228 013



Nordrhein-Westfalen



-4,3 -5,7 X



3)



-14,3 11,2 -7,7 -2,6 19,0 19,7 -12,3 1,3 -5,9 6,0 14,0 4,8 5,5 3,7 4,1 4,1 11,5 -2,2 -19,4 -0,9 -9,1 3,0 -7,3 -1,2 12,4 12,4 0,6 -11,5 -12,6 -22,1 0,7 -8,1 -17,8 -9,1



-3,9 -5,3 X



Abweichung



31. Dezember 2007 Anzahl



noch Berlin



Abweichung



31. Dezember 2006



215 551 278 508 230 535 243 359 299 004 299 509 220 974 256 886 237 069 267 842 286 062 262 814 263 106 259 892 260 679 259 368 277 942 244 794 201 015 250 141 228 444 258 028 231 304 247 848 281 042 280 330 251 686 221 147 217 929 194 190 250 889 229 283 205 071 226 850



238 106 238 214 2 951 272



Anzahl



4)



-13,9 11,3 -7,9 -2,7 19,5 19,7 -11,7 2,7 -5,3 7,0 14,3 5,0 5,1 3,9 4,2 3,7 11,1 -2,2 -19,7 0,0 -8,7 3,1 -7,6 -0,9 12,3 12,0 0,6 -11,6 -12,9 -22,4 0,3 -8,4 -18,0 -9,3



-4,8 -4,8 X



Abweichung



31. Dezember 2008



216 252 277 722 229 694 242 574 299 495 298 804 222 510 258 667 238 711 270 348 286 560 263 037 261 219 259 841 261 154 257 673 276 322 244 158 200 016 250 674 228 930 258 068 230 313 247 291 280 247 279 253 251 012 220 022 216 698 193 098 249 488 228 067 204 251 225 940



238 646 240 332 2 969 466



Anzahl



5)



-13,4 11,2 -8,0 -2,9 19,9 19,6 -10,9 3,6 -4,4 8,3 14,7 5,3 4,6 4,0 4,6 3,2 10,6 -2,2 -19,9 0,4 -8,3 3,3 -7,8 -1,0 12,2 11,8 0,5 -11,9 -13,2 -22,7 -0,1 -8,7 -18,2 -9,5



-4,4 -3,8 X



Abweichung



31. Dezember 2009



Drucksache 17/4642 – 58 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



n o c h Anlage 5.5



Nordsachsen Leipzig I Leipzig II Leipzig-Land 6) Meißen Bautzen I 6)



6)



Recklinghausen I Recklinghausen II Gelsenkirchen Steinfurt I – Borken I Bottrop – Recklinghausen III Borken II Coesfeld – Steinfurt II Steinfurt III Münster Warendorf Gütersloh Bielefeld Herford – Minden-Lübbecke II Minden-Lübbecke I Lippe I Höxter – Lippe II Paderborn Hagen – Ennepe-Ruhr-Kreis I Ennepe-Ruhr-Kreis II Bochum I Herne – Bochum II Dortmund I Dortmund II Unna I Hamm – Unna II Soest Hochsauerlandkreis Siegen-Wittgenstein Olpe – Märkischer Kreis I Märkischer Kreis II Insgesamt



Name



233 172 241 425 273 050



207 125 236 109 230 270 253 215 250 361 246 527 237 386 239 775 252 538 262 238 288 404 297 360 284 430 258 406 215 263 267 347 302 830 263 616 218 973 255 465 229 042 246 178 248 240 249 875 292 558 286 042 256 649 264 859 264 464 257 616 16 114 321



Anzahl



2)



Anzahl



-7,1 -3,8 8,8



234 708 243 016 270 591



206 138 235 247 228 176 253 195 249 307 246 630 237 246 240 231 253 778 261 677 288 600 296 789 283 914 257 147 214 501 265 748 303 280 261 553 217 828 253 997 227 316 245 458 247 514 248 620 291 530 285 704 255 303 263 531 263 323 255 993 16 088 428



Sachsen



-17,5 -5,9 -8,3 0,9 -0,3 -1,8 -5,4 -4,5 0,6 4,5 14,9 18,5 13,3 2,9 -14,2 6,5 20,6 5,0 -12,8 1,8 -8,8 -1,9 -1,1 -0,5 16,5 13,9 2,2 5,5 5,4 2,6 X



3)



-6,4 -3,1 7,9



-17,8 -6,2 -9,0 1,0 -0,6 -1,6 -5,4 -4,2 1,2 4,4 15,1 18,4 13,2 2,6 -14,4 6,0 21,0 4,3 -13,1 1,3 -9,3 -2,1 -1,3 -0,8 16,3 14,0 1,8 5,1 5,0 2,1 X



Abweichung



31. Dezember 2007



noch Nordrhein-Westfalen



Abweichung



31. Dezember 2006



207 295 235 043 246 898 268 084 250 511 276 642



205 334 233 883 225 511 252 755 248 153 246 436 236 872 240 200 255 166 260 532 288 329 295 957 282 530 255 844 213 273 263 740 303 566 259 595 216 610 252 302 225 300 245 451 246 183 247 461 290 124 284 959 253 640 261 748 261 703 253 952 16 046 200



Anzahl



4)



-17,2 -6,1 -1,3 7,1 0,1 10,6



-17,9 -6,5 -9,9 1,0 -0,8 -1,5 -5,3 -4,0 2,0 4,1 15,2 18,3 12,9 2,2 -14,8 5,4 21,3 3,7 -13,4 0,8 -10,0 -1,9 -1,6 -1,1 15,9 13,9 1,4 4,6 4,6 1,5 X



Abweichung



31. Dezember 2008



204 848 237 372 249 192 265 880 248 342 273 003



204 298 232 464 223 512 252 167 247 106 246 040 236 142 239 956 257 044 259 625 288 092 295 446 281 212 254 378 212 199 261 671 303 846 257 433 215 508 250 906 223 768 244 622 245 354 246 264 288 686 284 049 251 961 260 115 259 944 252 076 16 003 993



Anzahl



5)



-18,0 -5,0 -0,2 6,5 -0,6 9,3



-18,2 -6,9 -10,5 1,0 -1,1 -1,5 -5,4 -3,9 2,9 4,0 15,4 18,3 12,6 1,9 -15,0 4,8 21,7 3,1 -13,7 0,5 -10,4 -2,0 -1,8 -1,4 15,6 13,7 0,9 4,2 4,1 0,9 X



Abweichung



31. Dezember 2009



– 59 –



152 153 154 155 156 157



122 123 124 125 126 127 128 129 130 131 132 133 134 135 136 137 138 139 140 141 142 143 144 145 146 147 148 149 150 151



Nr.



Wahlkreis



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Drucksache 17/4642 n o c h Anlage 5.5



Görlitz 6) Sächsische Schweiz – Osterzgebirge Dresden I 6) Dresden II – Bautzen II 6) Mittelsachsen Chemnitz 6) Chemnitzer Umland – Erzgebirgskreis II 6) Erzgebirgskreis I 6) Zwickau Vogtlandkreis Insgesamt



Waldeck Kassel Werra-Meißner – Hersfeld-Rotenburg Schwalm-Eder Marburg Lahn-Dill Gießen Fulda Hochtaunus Wetterau Rheingau-Taunus – Limburg Wiesbaden Hanau Main-Taunus Frankfurt am Main I Frankfurt am Main II Groß-Gerau Offenbach Darmstadt Odenwald Bergstraße Insgesamt



168 169 170 171 172 173 174 175 176 177 178 179 180 181 182 183 184 185 186 187 188



Name



158 159 160 161 162 163 164 165 166 167



Nr.



Wahlkreis



0,8 X



253 079



-6,1 6,8 -10,5 -4,7 -8,6 3,8 11,0 18,1 -11,8 20,8 7,0 -12,9 18,3 -6,4 -2,2 7,3 -17,0 11,1 12,8 15,0 -4,4 X



Hessen



-6,7



234 212



234 163 268 234 222 599 237 895 228 632 259 395 278 396 295 586 221 049 303 469 268 331 218 997 297 012 235 587 248 452 272 412 209 092 279 514 283 865 287 919 239 450 5 390 049



249 846



233 376



253 462 262 416



3)



-6,6 7,0 -11,2 -5,1 -8,8 3,5 11,0 17,9 -11,8 21,0 7,0 -12,6 18,5 -6,0 -0,9 8,7 -16,6 11,5 13,2 14,8 -4,5 X



-0,3 X



-6,9



1,1 4,7



Abweichung



31. Dezember 2007 Anzahl



noch Sachsen 1,8 3,3



235 754 268 100 224 559 239 186 229 350 260 620 278 727 296 467 221 393 303 281 268 628 218 540 296 981 234 946 245 595 269 280 208 324 278 881 283 061 288 756 239 917 5 390 346



2)



Abweichung



255 439 259 287



Anzahl



31. Dezember 2006



232 593 268 749 220 123 236 109 228 308 258 008 277 810 294 751 221 128 303 303 267 607 220 457 297 297 236 198 251 022 276 376 210 180 280 626 284 561 286 848 238 629 5 390 683



279 146 251 609 264 850 270 803 259 850 232 615 234 801 288 141 264 611 246 651 4 077 550



Anzahl



4)



-7,0 7,4 -12,0 -5,6 -8,8 3,1 11,0 17,8 -11,6 21,2 6,9 -11,9 18,8 -5,6 0,3 10,5 -16,0 12,2 13,7 14,6 -4,6 X



11,6 0,6 5,8 8,2 3,8 -7,0 -6,2 15,2 5,8 -1,4 X



Abweichung



31. Dezember 2008



230 857 269 050 218 075 234 090 227 889 256 733 277 301 293 453 220 775 303 238 267 040 221 767 297 525 237 332 252 914 279 038 210 670 281 415 285 810 286 336 238 025 5 389 333



275 101 249 909 266 549 273 832 257 127 231 685 232 019 284 315 261 873 243 609 4 054 656



Anzahl



5)



-7,6 7,7 -12,7 -6,3 -8,7 2,8 11,0 17,5 -11,6 21,4 6,9 -11,2 19,1 -5,0 1,3 11,7 -15,6 12,7 14,4 14,7 -4,7 X



10,2 0,1 6,7 9,6 3,0 -7,2 -7,1 13,8 4,9 -2,5 X



Abweichung



31. Dezember 2009



Drucksache 17/4642 – 60 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



n o c h Anlage 5.5



Eichsfeld – Nordhausen – Unstrut-Hainich-Kreis I Eisenach – Wartburgkreis – Unstrut-Hainich-Kreis II Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I Gotha – Ilm-Kreis Erfurt – Weimar – Weimarer Land II Gera – Jena – Saale-Holzland-Kreis Greiz – Altenburger Land Sonneberg – Saalfeld-Rudolstadt – Saale-Orla-Kreis Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen Insgesamt



Neuwied Ahrweiler Koblenz Mosel/Rhein-Hunsrück Kreuznach Bitburg Trier Montabaur Mainz Worms Ludwigshafen/Frankenthal Neustadt – Speyer Kaiserslautern Pirmasens Südpfalz Insgesamt



Altötting Erding – Ebersberg Freising Fürstenfeldbruck Ingolstadt München-Nord München-Ost München-Süd



198 199 200 201 202 203 204 205 206 207 208 209 210 211 212



213 214 215 216 217 218 219 220



Name



189 190 191 192 193 194 195 196 197



Nr.



Wahlkreis 2)



Anzahl



244 160 236 703 237 463 250 550 265 365 284 279 213 033 269 487 240 726 2 241 766



-18,4 -8,6 0,2 20,0 21,7 -3,4 3,4 -7,1



19,7 -5,9 -7,1 -13,2 -9,2 -18,6 -9,4 3,3 17,4 -2,4 4,6 5,9 13,2 -11,8 3,2 X



Bayern 204 469 231 737 254 178 303 150 307 111 246 624 263 179 235 432



299 020 235 809 233 213 216 467 226 874 203 247 228 321 258 639 296 389 245 178 263 009 265 726 282 811 219 529 259 220 3 733 452



Rheinland-Pfalz



-1,9 -4,7 -4,2 0,7 5,7 14,1 -13,9 8,8 -2,9 X



Thüringen



Abweichung



3)



-18,4 -7,6 1,4 20,9 22,5 -1,6 5,0 -6,1



19,3 -5,9 -7,0 -13,7 -9,5 -18,9 -8,9 3,2 18,2 -2,2 4,9 6,0 12,8 -12,4 3,4 X



-2,6 -5,6 -5,3 -0,1 5,8 13,4 -15,0 7,5 -4,0 X



Abweichung



31. Dezember 2007



203 884 233 112 255 264 304 727 308 420 249 778 266 545 238 443



297 114 235 074 232 666 215 162 225 342 201 725 228 445 257 400 296 975 244 542 262 709 265 210 281 250 217 584 258 851 3 720 049



242 035 234 321 234 138 248 381 265 997 282 927 209 530 265 742 237 598 2 220 669



Anzahl



4)



-18,5 -6,8 2,0 21,8 23,3 -0,2 6,5 -4,7



18,7 -6,1 -7,0 -14,0 -9,9 -19,4 -8,7 2,9 18,7 -2,3 5,0 6,0 12,4 -13,0 3,4 X



-3,3 -6,4 -6,4 -0,7 6,3 13,1 -16,3 6,2 -5,0 X



Abweichung



31. Dezember 2008



203 522 234 650 255 924 306 827 308 647 251 071 269 041 240 099



295 390 234 295 232 198 213 126 223 627 200 206 228 399 255 850 297 689 244 082 262 077 264 353 281 614 215 279 258 037 3 706 222



240 079 231 868 231 703 246 372 266 559 282 304 206 304 262 354 234 716 2 202 259



Anzahl



5)



-18,5 -6,0 2,5 22,9 23,6 0,5 7,7 -3,9



18,3 -6,2 -7,0 -14,7 -10,5 -19,8 -8,5 2,4 19,2 -2,3 4,9 5,9 12,8 -13,8 3,3 X



-3,9 -7,2 -7,2 -1,3 6,7 13,0 -17,4 5,1 -6,0 X



Abweichung



31. Dezember 2009



– 61 –



204 943 229 377 251 646 301 234 305 424 242 492 259 622 233 305



300 442 236 178 233 288 218 004 227 933 204 281 227 379 259 429 294 649 245 075 262 651 265 805 284 255 221 417 259 169 3 739 955



246 291 239 133 240 526 252 799 265 378 286 491 216 176 273 210 243 818 2 263 822



Anzahl



31. Dezember 2006



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Drucksache 17/4642 n o c h Anlage 5.5



221 222 223 224 225 226 227 228 229 230 231 232 233 234 235 236 237 238 239 240 241 242 243 244 245 246 247 248 249 250 251 252 253 254 255 256 257



Nr.



München-West/Mitte München-Land Rosenheim Starnberg Traunstein Weilheim Deggendorf Landshut Passau Rottal-Inn Straubing Amberg Regensburg Schwandorf Weiden Bamberg Bayreuth Coburg Hof Kulmbach Ansbach Erlangen Fürth Nürnberg-Nord Nürnberg-Süd Roth Aschaffenburg Bad Kissingen Main-Spessart Schweinfurt Würzburg Augsburg-Stadt Augsburg-Land Donau-Ries Neu-Ulm Oberallgäu Ostallgäu Insgesamt



Name



Wahlkreis



254 237 279 172 280 621 306 746 250 298 306 557 190 660 301 568 226 144 198 862 210 965 267 921 291 909 264 944 211 156 215 279 198 030 195 621 218 798 210 756 298 784 211 280 302 113 223 635 225 318 275 509 220 656 270 724 241 614 241 586 270 706 242 449 298 149 234 874 287 048 264 989 296 360 11 314 081



Anzahl



2)



1,3 11,2 11,8 22,2 -0,3 22,1 -24,0 20,1 -9,9 -20,8 -16,0 6,7 16,3 5,5 -15,9 -14,2 -21,1 -22,1 -12,8 -16,0 19,0 -15,8 20,3 -10,9 -10,2 9,8 -12,1 7,8 -3,8 -3,8 7,8 -3,4 18,8 -6,4 14,3 5,6 18,1 X



258 497 282 501 281 639 307 858 250 259 307 853 190 278 302 523 225 910 198 451 210 540 266 980 293 324 263 877 210 065 215 819 196 969 194 290 216 566 209 708 297 728 212 070 302 519 227 074 224 839 275 116 220 326 269 099 240 808 240 928 271 507 243 215 298 142 234 269 287 382 265 736 296 225 11 336 770



3)



3,1 12,7 12,3 22,8 -0,2 22,8 -24,1 20,7 -9,9 -20,8 -16,0 6,5 17,0 5,3 -16,2 -13,9 -21,4 -22,5 -13,6 -16,4 18,8 -15,4 20,7 -9,4 -10,3 9,7 -12,1 7,3 -3,9 -3,9 8,3 -3,0 18,9 -6,6 14,6 6,0 18,2 X



Abweichung



31. Dezember 2007 Anzahl



noch Bayern



Abweichung



31. Dezember 2006



261 803 285 487 281 956 308 729 250 301 308 009 189 634 303 117 225 528 197 841 209 866 265 800 294 426 262 747 208 719 215 862 196 293 193 025 214 183 208 697 296 471 212 895 302 585 228 386 225 951 274 557 220 040 267 134 239 799 240 256 270 289 243 332 298 016 233 466 287 395 266 175 295 851 11 344 794



Anzahl



4)



4,6 14,1 12,7 23,4 0,0 23,1 -24,2 21,1 -9,9 -20,9 -16,1 6,2 17,7 5,0 -16,6 -13,7 -21,6 -22,9 -14,4 -16,6 18,5 -14,9 20,9 -8,7 -9,7 9,7 -12,1 6,8 -4,2 -4,0 8,0 -2,8 19,1 -6,7 14,9 6,4 18,2 X



Abweichung



31. Dezember 2008



264 902 287 605 282 530 309 348 249 897 308 429 188 786 303 288 225 089 196 941 209 332 264 868 295 546 261 699 207 315 215 764 195 577 191 709 211 773 207 757 295 501 213 722 302 804 229 821 226 410 273 648 219 419 265 358 238 754 239 331 270 069 243 787 298 139 232 901 287 312 265 732 295 660 11 346 304



Anzahl



5)



6,1 15,2 13,1 23,9 0,1 23,5 -24,4 21,4 -9,9 -21,1 -16,2 6,1 18,3 4,8 -17,0 -13,6 -21,7 -23,2 -15,2 -16,8 18,3 -14,4 21,2 -8,0 -9,3 9,6 -12,1 6,3 -4,4 -4,2 8,1 -2,4 19,4 -6,7 15,0 6,4 18,4 X



Abweichung



31. Dezember 2009



Drucksache 17/4642 – 62 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



n o c h Anlage 5.5



Name



Stuttgart I Stuttgart II Böblingen Esslingen Nürtingen Göppingen Waiblingen Ludwigsburg Neckar-Zaber Heilbronn Schwäbisch Hall – Hohenlohe Backnang – Schwäbisch Gmünd Aalen – Heidenheim Karlsruhe-Stadt Karlsruhe-Land Rastatt Heidelberg Mannheim Odenwald – Tauber Rhein-Neckar Bruchsal – Schwetzingen Pforzheim Calw Freiburg Lörrach – Müllheim Emmendingen – Lahr Offenburg Rottweil – Tuttlingen Schwarzwald-Baar Konstanz Waldshut Reutlingen Tübingen Ulm 6) Biberach Bodensee 6) Ravensburg 6) Zollernalb – Sigmaringen 6) Insgesamt



Nr.



258 259 260 261 262 263 264 265 266 267 268 269 270 271 272 273 274 275 276 277 278 279 280 281 282 283 284 285 286 287 288 289 290 291 292 293 294 295



Wahlkreis



224 926 230 062 303 766 203 899 252 163 223 618 272 343 253 730 275 725 301 556 279 067 221 058 281 501 242 366 255 131 256 397 262 322 238 368 270 560 241 995 235 646 275 563 254 548 265 404 277 137 262 703 251 953 251 559 207 993 243 044 223 139 247 607 236 879 273 550



Anzahl



2)



Anzahl



226 946 232 128 304 639 204 568 252 451 222 918 272 579 254 911 276 371 301 871 279 043 220 437 280 394 244 441 255 747 256 269 263 236 238 844 269 361 241 940 236 235 275 171 253 570 266 563 278 078 263 056 251 944 251 340 207 387 243 274 223 156 247 379 237 335 274 097



X



-9,5 -7,4 21,5 -18,4 0,7 -11,1 8,7 1,7 10,2 20,4 11,3 -12,1 11,8 -2,5 2,0 2,2 5,0 -4,7 7,4 -3,5 -5,8 9,8 1,1 6,3 10,9 4,9 0,5 0,3 -17,3 -3,0 -11,0 -1,3 -5,3 9,3



233 569 229 139 305 527 205 041 252 875 222 232 272 653 255 755 276 824 301 912 278 414 219 913 279 144 246 561 255 736 255 374 263 853 239 355 268 074 241 790 236 484 274 963 252 479 267 611 278 296 263 259 251 617 250 578 206 555 244 449 222 395 247 416 238 614 274 706 204 691 207 163 227 588 230 871 9 483 476



Anzahl



4)



-6,7 -8,4 22,1 -18,1 1,1 -11,2 9,0 2,2 10,6 20,7 11,3 -12,1 11,6 -1,5 2,2 2,1 5,4 -4,3 7,1 -3,4 -5,5 9,9 0,9 6,9 11,2 5,2 0,6 0,1 -17,5 -2,3 -11,1 -1,1 -4,6 9,8 -18,2 -17,2 -9,0 -7,7 X



Abweichung



31. Dezember 2008



234 788 230 220 305 485 205 154 252 493 221 082 272 685 256 727 277 052 301 769 277 593 219 031 277 843 247 994 255 870 254 539 264 606 239 294 266 491 242 150 236 434 274 393 251 227 269 770 278 207 263 296 251 118 249 492 205 128 245 594 221 567 247 525 240 745 274 723 204 628 206 928 227 744 229 561 9 480 946



Anzahl



5)



-6,0 -7,8 22,3 -17,9 1,1 -11,5 9,2 2,8 10,9 20,8 11,2 -12,3 11,3 -0,7 2,5 1,9 6,0 -4,2 6,7 -3,0 -5,3 9,9 0,6 8,0 11,4 5,4 0,6 -0,1 -17,9 -1,7 -11,3 -0,9 -3,6 10,0 -18,1 -17,1 -8,8 -8,1 X



Abweichung



31. Dezember 2009
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X



-10,4 -8,4 21,0 -18,8 0,5 -10,9 8,5 1,1 9,8 20,1 11,2 -11,9 12,1 -3,5 1,6 2,1 4,5 -5,0 7,8 -3,6 -6,1 9,8 1,4 5,7 10,4 4,6 0,4 0,2 -17,1 -3,2 -11,1 -1,4 -5,6 9,0



3)



Abweichung



31. Dezember 2007



Baden-Württemberg



Abweichung



31. Dezember 2006
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Insgesamt



Saarbrücken Saarlouis Sankt Wendel Homburg Insgesamt



Name



242 149 256 177 218 551 239 829 956 706



Anzahl



2)



240 928 254 839 217 371 237 828 950 966



X



3)



X



-3,9 1,6 -13,3 -5,1 X



Abweichung



31. Dezember 2007 Anzahl



Bundesgebiet



-3,5 2,0 -12,9 -4,5 X



Saarland



Abweichung



31. Dezember 2006



74 816 496



240 334 253 096 215 411 235 686 944 527



Anzahl



4)



X



-4,0 1,1 -13,9 -5,8 X



Abweichung



31. Dezember 2008



74 671 343



239 086 251 255 213 489 233 922 937 752



Anzahl



5)



X



-4,3 0,6 -14,5 -6,3 X



Abweichung



31. Dezember 2009



1) In % vom Bundesdurchschnitt: 251 334. – 2) In % vom Bundesdurchschnitt: 251 033. – 3) In % vom Bundesdurchschnitt: 250 705. – 4) In % vom Bundesdurchschnitt: 250 222. – 5) In % vom Bundesdurchschnitt: 249 737. – 6) Neu zugeschnitten mit Gesetz vom 17. März 2008 (BGBl. I S. 316).



296 297 298 299



Nr.



Wahlkreis



Drucksache 17/4642 – 64 –



n o c h Anlage 5.5



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Drucksache 17/4642



– 65 –



A n l a g e 5.6 Nach vorgeschlagenen Änderungen verbleibende Wahlkreise mit Abweichungen von 15 Prozent und mehr Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name



Schleswig-Holstein 8 Segeberg – Stormarn-Nord



288 341



15,5



205 108 287 753



-17,9 15,2



287 939 290 506



15,3 16,3



211 624



-15,3



211 119



-15,5



287 247 203 666 206 130 204 251 204 298 288 686



15,0 -18,4 -17,5 -18,2 -18,2 15,6



204 848



-18,0



210 670



-15,6



206 304



-17,4



295 390



18,3



203 522 201 004 201 930 211 945 209 332 295 546 207 315 211 773



-18,5 -19,5 -19,1 -15,1 -16,2 18,3 -17,0 -15,2



Niedersachsen 36 Rotenburg I – Soltau-Fallingbostel 48 Hannover-Land II



Bremen 55 Bremen I 56 Bremen II - Bremerhaven



Brandenburg 57 Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I



Sachsen-Anhalt 67 Altmark



Nordrhein-Westfalen 93 116 117 120 122 146



Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II Duisburg I Duisburg II Essen II Recklinghausen I Hamm – Unna II



Sachsen 152 Nordsachsen



Hessen 184 Groß-Gerau



Thüringen 195 Greiz – Altenburger Land



Rheinland-Pfalz 198 Neuwied



Bayern 213 226 227 229 231 233 235 239



Altötting Weilheim Deggendorf Passau Straubing Regensburg Weiden Hof
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n o c h Anlage 5.6 Deutsche Bevölkerung am 31. Dezember 2009 Anzahl Abweichung1)



Wahlkreis Nr.



Name



noch Bayern 241 Ansbach 243 Fürth 257 Ostallgäu



295 501 295 840 295 660



18,3 18,5 18,4



288 335 205 154 290 145 288 676 205 128 204 628 206 928



15,5 -17,9 16,2 15,6 -17,9 -18,1 -17,1



Baden-Württemberg 260 261 266 267 286 292 293



Böblingen Esslingen Neckar-Zaber Heilbronn Schwarzwald-Baar Biberach Bodensee



1) In % vom Bundesdurchschnitt: 249 737.



2



17 7



Hessen



Bundesgebiet



235



4



3



–



–



7



–



–



3



–



–



–



–



–



–



2



–



–



–



2



–



10 000 bis unter 50 000



64



36



–



4



8



4



–



2



–



9



–



–



4



2



–



2



1



–



6



–



–



4



–



–



2



–



–



–



–



–



–



–



–



–



–



50 000 bis unter 100 000



deutschen Einwohnern



500 bis unter 10 000



12



–



–



4



–



–



1



–



2



–



–



–



–



–



–



5



–



100 000 und mehr



299



4



38



45



15



9



22



16



64



12



9



10



2



30



6



6



11



insgesamt
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Saarland



–



26 34



Bayern



Baden-Württemberg



–



–



–



11



Rheinland-Pfalz



Thüringen



–



16



Sachsen



–



–



53



1



12



6



Sachsen-Anhalt



– –



Nordrhein-Westfalen



6



Brandenburg



Berlin



–



Bremen



–



–



2 30



Niedersachsen



Hamburg



–



– –



11



weniger als 500



Mecklenburg-Vorpommern



unverändert (einschl. geringfügiger Umsetzungen von Gemeindeteilen)



Schleswig-Holstein



Land



Wahlkreise mit Ab- bzw. Zugang oder Ab- und Zugang von



Auswirkung der vorgeschlagenen Änderungen auf die Wahlkreise
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